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Editorial 

 
Hallo liebe LeserInnen und MitstreiterInnen der 
Ökologischen Plattform! 
In dieser Ausgabe gibt es als Hauptthemen ei-
ne Dokumentation des Workshops vom ver-
gangenen November zur Frage Sicherung der 
Welternährung, leider nicht ganz vollständig, 
sowie noch drei Meinungen zum vor kurzem 
stattgefundenen Programmparteitag der PDS. 
In der nächsten Ausgabe wollen wir u. a. ver-
suchen, einige Reminiszenzen, vielleicht auch 
Wertungen der Arbeit, zum 10-jährigen Beste-
hen der Plattform zusammen zu tragen. Wir 
denken, dass diese um so interessanter aus-
fallen können, je mehr sich von Euch daran 
beteiligen. Dazu möchten wir herzlich einla-
den. Es wäre also sehr schön, wenn für diese 
Ausgabe möglichst viele Beiträge und Mei-
nungsäußerungen bei uns eingingen. Mitte 
März müssten wir aber dann den Sack lang-
sam zu machen. Wer sich eine Wertung der 
Arbeit der Plattform verkneifen möchte, weil sie 
nicht so gut war, kann auch einfach schreiben, 
wie man sie noch wirkungsvoller gestalten 
könnte. Solche Vorschläge sind angesichts 
des knappen Etats und der Tatsache, dass alle 
ehrenamtlich arbeiten, sehr wichtig. Wir möch-
ten in diesem Zusammenhang auch daran er-
innern, dass die Tarantel nur mit den Beiträgen 
unserer MitstreiterInnen und SymphatisantIn-
nen bestehen kann. Wir wissen, dass es unter 
ihnen viele gibt, die etwas zur Ökologie und 
zur ökologischen Politik zu sagen haben. Be-
trachtet diese Zeitschrift also auch künftig als 
unser gemeinsames Produkt. 
Der Koordinierungsrat der Plattform hat am 6. 
Dezember die wichtigsten Termine für 2004 
abgesteckt. Zwei davon könnt Ihr alle schon 
mal in Eurem Kalender vermerken: 
1. Das Bundestreffen der Ökologischen Platt-

form wird am 8. und 9. Mai in Ehrenfrie-
dersdorf, Jugendherberge Greifensteine 
stattfinden, natürlich auch im Zeichen des 
10jährigen Bestehens, denn die wichtigs-
ten Aktivitäten zur Gründung fanden in den 
Monaten Mai/Juni 1994 statt. Unsere 
Gründungserklärung trägt das Datum 
24.06.1994. 

2. Am 13. November wollen wir erneut einen 
Workshop organisieren, das Thema ist 
noch nicht festgelegt. Hier ist also auch 
noch Raum für Vorschläge. 

Ergänzend noch die Daten für die Treffen des 
Koordinierungsrates: 13.03.; 07.05.; 18.09. 
und 04.12. 
Abschließend weisen wir darauf hin, dass die 
Plattform eine neue E-Mail-Adresse hat – bitte 
im Impressum beachten. 
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Dokumentation zum Workshop der Ökologischen Plattform (ÖPF), der AG Wirt-
schaftspolitik (AGW), der AG Agrarpolitik und ländlicher Raum (AGL) und der 
BAG Internationalismus (BAGI) bei der PDS am 08.10.2003 in Berlin               
"Sicherung der Welternährung – ökologisch nachhaltig, sozial gerecht (Prob-
leme, Zusammenhänge, Politik)“ 
 
 

Der ungerechte Hunger - Workshop 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung zur 
Sicherung der Welternährung 
 
Susanne Götze 
(ND vom 17.11.2003) 
 
Über 800 Millionen Menschen leiden an Un-
terernährung. Dennoch sind genug Nah-
rungsmittelressourcen vorhanden, um je-
den Erdenbürger satt zu bekommen. Wie 
dem Widerspruch beizukommen ist, disku-
tierte ein Workshop von PDS-Arbeits-
gemeinschaften Anfang November in der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung. 
Erstmalig hatten die Ökologische Plattform, die 
AG Agrarpolitik, die AG Wirtschaft und die 
BAG Internationalismus der PDS gemeinsam 
eine thematische Konferenz organisiert – unter 
der Überschrift "Sicherung der Welternährung 
– ökologisch nachhaltig, sozial gerecht". Re-
gierungsvertreter aus dem Norden hatten sich 
auf dem Welternährungsgipfel in Rom 1996 
eine hehres Ziel gesetzt. Bis 2015 soll die Zahl 
der Hungernden weltweit von 800 Millionen auf 
400 Millionen halbiert werden. Bis jetzt hat sich 
aber nicht viel bewegt. Entwicklungshilfe und 
Nahrungsmittellieferungen sind angesichts der 
großen Ungerechtigkeiten im Welthandel nur 
ein Tropfen auf den heißen Stein und reichen 
nicht aus, um Hunger und Armut zu bekämp-
fen. Auch das Scheitern des WTO-Gipfels in 
Cancun im September dieses Jahres hat ge-
zeigt, wie wenig die Länder des Nordens bereit 
sind, ihre Vorrangstellung in der Weltwirtschaft 
zu Gunsten eines fairen Handelssystems auf-
zugeben. Experten bezweifeln, ob sich das 
Versprechen, den Hunger zu halbieren, unter 
den gegebenen Wirtschaftsverhältnissen ü-
berhaupt durchsetzen lässt. 
Nicht nur Mangel an Lebensmitteln - "Hun-
ger, das bedeutet heute nicht mehr ein Mangel 
an Nahrungsmitteln", konstatierte denn auch 
Wolfgang Sachs vom Wuppertal-Institut einlei-
tend auf dem Workshop. Hunger sei in der 
Gegenwart die Folge gesellschaftlicher Miss-
verhältnisse. Es gäbe genug Nahrungsres-
sourcen, um alle Menschen zu versorgen. Für 
die Zukunft schränkte Sachs dies allerdings 
ein: Wenn die Weltbevölkerung weiterhin so 

rasant wachse, werde man in ein paar Jahren 
neben dem Verteilungs- auch ein Ressourcen-
problem haben.  Eine Hauptursache des Hun-
gers im Süden sind nach wie vor die vielen 
brachliegenden Flächen. Jan Schikora von der 
Nichtregierungsorganisation FIAN Deutschland 
erläuterte, dass viele Kleinbauern in den Ent-
wicklungsländern immer noch unter der Knute 
der Großgrundbesitzer arbeiteten und kein 
Land besäßen, um Nahrungsmittel für sich an-
zubauen. Viele Großgrundbesitzer würden ihr 
Land gar nicht agrarisch nutzen, während die 
Bauern nicht genug Lebensmittel hätten. Die 
Emanzipation der Landlosenbewegung, bei-
spielsweise in Brasilien, zeigt nach Ansicht von 
Schikora, dass die Unterdrückten ihr Vertrauen 
nicht mehr in Regierungsversprechungen leg-
ten. Stattdessen würden sie ihr Schicksal 
selbst in die Hand nehmen. Geht es um den – 
aktuellen wie künftigen – Mangel an agrari-
schen Ressourcen, haben einige Experten 
neuerdings schnell eine Lösung parat: Gen-
technik. Schon jetzt wird von den USA massiv 
genetisch verändertes Saatgut nach Afrika ex-
portiert. Von Teilen des Westens wird die Gen-
technik als Lösung des Hungerproblems ge-
priesen. Tatsächlich wird dadurch nur die Ver-
teilungsproblematik zwischen dem reichen 
Norden und dem Süden auf die lange Bank 
geschoben.  Anja Laabs von der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung befasste sich mit diesem Kern-
problem näher. Jährlich wachse die Weltbevöl-
kerung um 90 Millionen Menschen. Versuche 
der Leistungssteigerungen im Agrarbereich – 
wie etwa Gentechnik oder neue Züchtungsver-
fahren – würden unter den herrschenden Ver-
hältnissen nicht ausreichen, um alle Menschen 
zu ernähren, betonte Laabs. Die zunehmende 
Weltbevölkerung und damit der steigende Be-
darf an Nahrungsmitteln werde die bestehen-
den strukturellen Probleme der Weltwirtschaft 
nur noch verschärfen. Die Entwicklungs- und 
Schwellenländer litten immer noch an den billi-
gen Nahrungsmittelimporten aus den Industrie-
ländern, die die einheimischen Märkte zerstör-
ten. Durch die Auflagen des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und der Weltbank seien 
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die Bauern außerdem seit den 70er Jahren 
gezwungen worden, ausschließlich Produkte 
für den Export anzupflanzen. Die Folgen, so 
Laabs, sind Monokulturen, die den Boden zer-
stören, Dumpingpreise und niedrige Löhne für 
die Kleinbauern. "In Vietnam findet man mitt-
lerweile an jeder Tankstelle einen Kaffee-
strauch", berichtet die Agrarexpertin. 
Selbstbewusste Länder des Südens - Doch 
die Länder des Südens sind selbstbewusster 
geworden. Die billigen Arbeitskräfte sowie 
niedrigen ökologischen und sozialen Stan-
dards wandelten sich inzwischen zu »Vortei-
len«. Was ihnen IWF und Weltbank seit Jahr-
zehnten predigen – Freihandel und Liberalisie-
rung – wollen die Länder nun für sich in An-
spruch nehmen und fordern von den Industrie-
ländern eine Öffnung der Märkte für ihre Pro-
dukte. Der Protektionismus des Nordens, be-
sonders im Agrarbereich, steht im diametralen 
Gegensatz zu den Forderungen, denen sich 
die Entwicklungsländern gegenübersehen. 
"Wenn Europa seine Zollgrenzen im Agrarbe-
reich liberalisiert, wird von der Landwirtschaft 
hier nicht mehr viel übrig bleiben", kommentier-
te Wolfgang Sachs. Schon die Osterweiterung 
stelle die EU-Staaten vor immense Probleme – 

auch wenn dies genau der Freihandel sei, den 
die Neoliberalen des Nordens vertreten. Diese 
Widersprüche zeigten, dass eine Globalisie-
rung selbst im neoliberalen Sinne für den Nor-
den unmöglich sei, stellte Sachs sarkastisch 
fest. 
Protektionismus oder Liberalisierung? - Die 
Vertreter der einheimischen Landwirtschaft im 
Publikum brachte die Absicht, die hiesigen 
Märkte zu öffnen und damit auch ihre für den 
Süden nachteilige Subventionierung zu been-
den, erwartungsgemäß auf die Palme. Die 
standardgerechte, ökologische Produktion in 
Europa dürfe nicht von billigen, gesundheitsge-
fährdenden Produkten des Südens unterwan-
dert und das junge Pflänzchen des Ökologi-
schen Landbaus zertreten werden. »Entweder 
Protektionismus für alle oder totalen Liberalis-
mus«, rief Jan Schikora. Der Regionalwissen-
schaftler zieht die Strategie einer Dezentrali-
sierung der Landwirtschaft vor. Die Regionen 
im Norden wie im Süden müssten gestärkt 
werden und auf Eigenversorgung im Agrarbe-
reich umgestellt werden. Es mache ebenso 
wenig Sinn, in Deutschland Milch aus Usbekis-
tan zu trinken, wie in Ghana Spaghetti aus Ita-
lien zu essen. 

 

Information zum Workshop 
 
Erika Czwing 
(AG Agrarpolitik und ländlicher Raum 
(AGL)) 
 
1. Als sozialistische Partei kämpft die PDS für 
Gerechtigkeit "weltweit". Sie geht davon aus, 
dass das Recht auf Nahrung ein grundlegen-
des Menschenrecht ist. Sie interpretiert dieses 
Recht in Übereinstimmung mit maßgeblichen 
Menschenrechtsorganisationen und NGO-
Dachverbänden (z. B. FIAN, La Via Campesi-
na) als "Recht, sich zu ernähren". Das bedeu-
tet das Recht jeder Nation, die eigenen 
Möglichkeiten der Nahrungsgütererzeugung zu 
entwickeln, die für die Sicherung der Ernäh-
rung notwendig sind. 
Während das Recht auf Nahrung im wesentli-
chen unstrittig ist, rüttelt die Interpretation als 
Recht, sich zu ernähren, an den Grundfesten 
der gegenwärtigen Weltwirtschaftsordnung. Es 
stellt Prozesse in Frage wie 
• die Verdrängung der Subsistenzwirtschaft, 
• die Konzentration des Bodens in der Hand 

von mit dem internationalen Kapital ver-
flochtenen Großgrundbesitzern, 

• die Orientierung des Exports der Entwick-
lungsländer auf billige Rohstoffe, 

• die Abhängigkeit der Ernährung in vielen 
Entwicklungsländern von Importen aus 
dem Norden. 

 
2. Die vom Welternährungsgipfel 1996 be-
schlossene Halbierung der Zahl der Hungern-
den bis zum Jahr 2015 wird nicht erreicht. Der 
jährliche Rückgang betrug bisher nicht wie 
notwendig 20 Mill., sondern nur 8 Mill. Die FAO 
führt als wesentliche Ursachen Naturkatastro-
phen und Kriege, aber auch das Nichtumset-
zen von beschlossenen Programmen an. 
Der Widerspruch zwischen Überproduktion von 
Nahrungsgütern in Nordamerika und der EU 
und der Unterproduktion in anderen Teilen der 
Welt hat sich verschärft. Von den 148 Entwick-
lungsländern sind 105 Netto-Lebensmittel-
importeure. Gleichzeitig werden 40 % der 
Weltgetreideernte als Tierfutter für den Wohl-
stand der Reichen verwendet. 
Diese Entwicklung droht sich fortzusetzen. Bei 
einem bis 2030 prognostizierten Wachstum der 
Bevölkerung um jährlich 1,1 % und der Erzeu-
gung von Nahrungsmitteln um 1,5 % stehen 
dann durchschnittlich 3050 kcal an Nahrungs-
energie zur Verfügung (z. Zt. 2800). Dennoch 
wird die Zahl der Hungernden von gegenwärtig 
ca. 800 Mill. nach neueren, realistischeren 
Einschätzungen nur wenig sinken, Besonders 
kritisch bleibt die Lage im Subsahara-Afrika. 
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3. Unstrittig ist, dass der Kampf gegen den 
Hunger heißt: Kampf gegen die Armut! Das 
bedeutet nicht nur Sicherung von höheren Ein-
kommen, sondern Zugang zu Ressourcen 
(Boden, Wasser, Bildung) und Erhalt von Ge-
meinschaften (Familienverbände, Dorfgemein-
schaft). 
Dass es im 21. Jahrhundert noch Hunger und 
Unterernährung in diesen Dimensionen gibt, 
hat ausschließlich gesellschaftliche Ursachen: 
• Profitgier der internationalen Konzerne, die 

sich auch solcher Organisationen bedie-
nen wie WTO, IWF usw., 

• halbfeudale Eigentums- und Ausbeutungs-
verhältnisse in den Ländern der dritten 
Welt, 

• verschwenderische, teilweise parasitäre 
Lebensweise der Eliten vor allem in den 
reichen Ländern. 

Bereits jetzt würde -- gleichmäßige Verteilung 
vorausgesetzt - die Produktion von Nahrungs-
gütern ausreichen, um die Menschheit zu er-
nähren. Das stimmt allerdings nur statistisch. 
Es wäre eine völlig unrealistische Annahme, 
dass der hohe Konsum in den reichen Staaten 
auf den Weltdurchschnitt reduziert werden 
kann. Auch bei vernünftigerer Lebensweise, 
für die sich auch die PDS einsetzt, sind die 
Auswirkungen marginal. 
Deshalb ist die Lösung des Welternährungs-
problems sowohl eines des Zugangs Aller zur 
Nahrung, als auch eines der Produktionsstei-
gerung. Bis zum Jahr 2030 muss die Getreide-
erzeugung weltweit um 50 % erhöht werden. 
Durch die steigende Produktion sind abzude-
cken: 
• der Nahrungsbedarf des Bevölkerungszu-

wachses, 
• der erhöhte Bedarf der gegenwärtig 

Hungernden, 
• der erhöhte Bedarf aus wachsender kauf-

kraft in den Schwellenländern. 
Diese Steigerung der Produktion ist bei im we-
sentlichen gleichbleibenden natürlichen Res-
sourcen zu bewältigen. Intensivierung ist folg-
lich unumgänglich, es geht darum, wo und wie 
sie sich sozail und ökologisch realisieren lässt. 
 
4. Die Steigerung der landwirtschaftlichen Pro-
duktion stößt immer stärker an ökologische 
Grenzen. Auch deshalb kommt dem erhalt und 
Schutz solcher Ressourcen wie Boden, Was-
ser, Nutzpflanzen und Nutztiere sowie der Sta-
bilisierung der klimabedingungen eine hohe 
Priorität zu. nachhaltigkeit erfordert eine be-
sonders enge Kooperation zwischen Landwirt-
schaft und Umweltschutz. 
Die Landwirtschaft verursacht einerseits Nach-
haltigkeitsdefizite, insbesondere wenn sie nicht 
sachgerecht und standortangepasst betrieben 

wird. Gleichzeitig wächst aber ihre sozial-
ökologische Bedeutung im Zusammenhang mit 
dem Erhalt der ländlichen Räume und dem 
Umstieg auf regenerative Rohstoffe und Ener-
gieträger. Deshalb müssen sowohl eine ver-
stärkte Entwicklung von Agrarforschung und -
technologie als auch die Gestaltung der politi-
schen Rahmenbedingungen (Handelsabkom-
men, internationale Standards, EU-Förderpoli-
tik) darauf ausgerichtet werden, die Agrarpro-
duktion in allen Regionen der Welt ökologi-
scher zu betreiben. 
Für die BRD kommt es darauf an, durch stei-
genden Anteil von integriertem und ökologi-
schem Landbau die Ressourcennachhaltig zu 
sichern und durch eine bessere Standortvertei-
lung der Tierproduktion die Über- und Unter-
versorgung der Böden mit organischer Sub-
stanz zu überwinden. 
 
5. Bedarfsgerechte und dennoch nachhaltige 
Nahrungsgüterproduktion erfordert unter-
schiedliches Produktionswachstum mit Kom-
promissen zwischen optimaler Nutzung der re-
gionalen natürlichen und ökonomischen Res-
sourcen einerseits und möglichst verbraucher-
naher Produktion von Grundnahrungsmitteln 
andererseits. 
Angesichts der gegenwärtigen Defizite und der 
zu erwartenden Bevölkerungsentwicklung ist 
ein überdurchschnittliches Wachstum in den 
Entwicklungs- und Schwellenländern anzu-
streben. Für die Bekämpfung des Hungers 
wird das aber nur wirksam in Verbindung mit 
Korrekturen in den ungleichen Wirtschaftsbe-
ziehungen, Schuldenabbau und Verbesserung 
der Einkommen. 
Abweichend von den gegenwärtigen neolibera-
len Trends wäre es notwendig: 
• Agrarexporte der Industriestaaten in 

Entwicklungsländer zu reduzieren und 
keinen Missbrauch von Nahrungsmittelhilfe 
zu dulden, 

• alle Subventionen, die dem Export dienen 
(nicht zu verwechseln mit den Ausgleichs-
zahlungen an die Bauern!) abzuschaffen, 

• Importe agrarischer Billigrohstoffe, die zu 
Lasten der Nahrungsproduktion in Hunger-
ländern erzeugt werden, zu drosseln und 
durch Eigenprodukte zu ersetzen (Eiweiß-
futter, Edelhölzer ...), 

• Entwicklungshilfe auf die Schaffung von 
Produktionsgrundlagen zu konzentrieren 
und Forschungsergebnisse den ärmsten 
Ländern kostenlos zur Verfügung zu stel-
len, 

• die Praxis von WTO und IWF, die Entwick-
lungsländer zur Erweiterung der Export-
produktion zu Lasten der eigenen Ernäh-
rung zu zwingen, zu ändern, 
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• statt gnadenlosen Konkurrenzkampf zu or-
ganisieren (z. B. Brasilien - Vietnam bei 
Kaffee), Vereinbarungen der Lieferländern 
bis hin zu Mindestpreisen auf "transfair"-
Niveau zu unterstützen. 

Die Industrieländer sollten ihre Agrarprodukti-
on verhalten und umweltbewusst entwickeln, 
um sich auf hohem Niveau mindestens selbst 
zu versorgen und nicht unnötigen "Naturim-
port" aus der dritten Welt zu tätigen. Über den 
normalen Sortimentsaustausch hinaus sind 
Exportstrategien kritisch hinsichtlich ihrer Wir-
kung in den Empfängerländern zu prüfen. 
Die mittel- und osteuropäischen Staaten haben 
die Voraussetzungen, sich auch bei wieder 
steigender Kaufkraft selbst zu versorgen bzw. 
Defizite und Überschüsse im bilateralen Han-
del auszugleichen. Auch hier wird der erhalt 
der Subsistenzwirtschaft ein wichtiger Be-
standteil der Ernährungssicherheit sein. 
 
6. Für die Lösung des Welternährungsprob-
lems ist die Entwicklung und Nutzung der Ag-
rarwissenschaften in ihrer ganzen Bandbreite 
und "vor Ort" unerlässlich. Dazu gehören so-
wohl die Vervollkommnung der herkömmlichen 
Verfahren von Bodenbearbeitung, Düngung, 
Pflanzenschutz, Ernte und Konservierung un-

ter dem Gesichtspunkt von Umwelt- und Ge-
sundheitsschutz und einer effektiveren Nut-
zung verringerter chemischer und mechani-
scher Inputs als auch völlig neue Verfahren auf 
der Basis von Biotechnologien. 
Die "Grüne Gentechnik" ist auch innerhalb der 
PDS noch immer umstritten. Einigkeit herrscht 
darüber, dass sie nicht als Wunderwaffe gegen 
den Hunger vermarktet und dem Monopol in-
ternationaler Multis unterworfen werden darf. 
Gleichzeitig muss ohne ideologische Vorbehal-
te aufmerksam verfolgt werden, inwieweit die 
Gentechnik Lösungsansätze bietet und welche 
politischen Rahmenbedingungen zu schaffen 
sind, um ihren Missbrauch zu verhindern. 
 
7. Die Lösung des Armuts- und Hungerprob-
lems wird erschwert durch die Bevölkerungs-
entwicklung. 
Im Interesse von Menschen und Umwelt ist ei-
ne Verlangsamung des Wachstums wün-
schenswert. Staatliche und gesellschaftliche 
Maßnahmen der Geburtenkontrolle sind zu un-
terstützen, sofern sie nicht individuelle Men-
schenrechte verletzten. Familien oder Völker 
mit hoher Geburtenrate dürfen aber nicht dis-
kriminiert werden. 

 

Armuts-Ökologie 
 
Wolfgang Sachs 
 
Die Politik der Armutsbekämpfung ist gespickt 
mit schiefen Vorstellungen. Zu den beliebten 
Mythen gehört die Auffassung, 
(a) die Armen würden die Umwelt zerstören, 
(b) Wirtschaftswachstum behebe die Armut 

und 
(c) Wachstum sei deshalb das Rezept für die 

Beseitigung der Armut wie der 
Umweltbelastung. 

 
Doch wahrscheinlich ist jedes Glied in dieser 
Argumentationskette fehlerhaft ist. Deshalb 
werden darauf basierenden politischen Ent-
scheidungen allzu leicht kontraproduktiv sein. 
Gewiss, von ihrem Land verdrängte, marginali-
sierte Menschen können gar nicht anders, als 
ihren Wald abzuholzen und ihr Land zu über-
weiden. Doch bäuerliche Gemeinschaften ha-
ben sich im allgemeinen als sorgsame Hüte-
rinnen und Anwälte von Ressourcen und Öko-
systemen erwiesen. Da die Armen oft auf die 
Fruchtbarkeit des Bodens, die Fische aus Ge-
wässern, auf medizinisch verwertbare Pflan-
zen, auf Holz aus den Wäldern und auf wildle-
bende Tiere für ihr Überleben und ihre Ein-
künfte angewiesen sind, haben sie auch ein 

sehr handgreifliches Interesse daran, Natur-
ressourcen zu erhalten. 
Auch das Argument über Wirtschaftswachstum 
bedarf der Klärung. Die Lebensbedingungen 
von bäuerlichen Gemeinschaften werden näm-
lich nicht einfach durch das Wachstum des 
Brutto-Sozial-Produkts verbessert, sondern nur 
durch ein Wachstum, welches das Brutto-
Natur-Produkt erhöht (um eine Unterscheidung 
des jüngst verstorbenen Anil Agarwal zu 
gebrauchen). Andernfalls bewirkt Wachstum 
das Gegenteil – Verlust an Einkommen und 
am Vermögen, Lebensunterhalt über direkten 
Naturzugang zu sichern. Nicht das Geldwachs-
tum als solches ist daher wichtig, sondern sei-
ne Qualität: zentral wirtschaftliche Aktivitäten, 
die so strukturiert sind, dass sie sowohl zur Er-
haltung der Ökosysteme wie dem Zusammen-
halt der Gemeinschaften beitragen. Ein Wirt-
schaftswachstum um seiner selbst willen führt 
leicht in eine Sackgasse, wenn nicht erneuer-
bare Energien, nachhaltige Landwirtschaft, 
Wasserschutz,  Bio-Unternehmen und der 
sorgliche Umgang mit Boden, Wäldern und 
Feuchtgebieten im Mittelpunkt stehen. Zerstör-
te Natur verschlimmert die Notlage der Armen, 
aber prosperierende Ökosysteme vermindern 
ihre Verwundbarkeit. Ökologie ist deshalb ein 
Kernstück für jegliche Politik, welche die Exis-
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tenzsicherung der Armen im Auge hat. 

Biologische Vielfalt und Existenzsicherung 

Landwirtschaft ist eine Lebensart. Überall auf 
der Welt trachten ländliche Gemeinschaften 
danach, ein nachhaltiges und sinnerfülltes Le-
ben führen. Sie wollen überleben, ihren Le-
bensunterhalt sichern, aber auch Feste feiern 
und sich an der Natur freuen. Das Leben die-
ser Gemeinschaften ist durch die Flora und 
Fauna ihrer Umgebung geprägt. So spiegeln 
Nahrungsgewohnheiten und Hausbau, Klei-
dung und Musikinstrumente, Tagesrhythmen 
und Riten etwas von den Pflanzen- und Tier-
gesellschaften, in deren Mitte sie leben. Wäh-
rend die Erhaltung der Artenvielfalt in Verträ-
gen wie der Konvention über biologische Viel-
falt zu einem offizielles Ziel internationaler Poli-
tik erhoben worden ist, blieb es oft außerhalb 
der Aufmerksamkeit, welche Rolle die Arten-
vielfalt im produktiven und kulturellen Leben 
von Dörfern auf dem Lande und an der Küste 
spielt. Da diese Gemeinschaften schon immer 
– und immer noch – von ihrer spezifischen bio-
logisch vielfältigen Umgebung abhängig waren 
und sind, wurde die Notwendigkeit des Schut-
zes oft integraler Bestandteil ihrer Kultur und 
ihrer täglichen Gewohnheiten. 

Lebensunterhalt und Artenvielfalt 

Es kann keine Ernährungssicherheit ohne Si-
cherheit der Bauern und Landwirte geben.  De-
ren Lebensgrundlagen wiederum sind umso 
stabiler, je besser die Artenvielfalt gedeiht. 
Überall auf der Welt, wo Nahrungsmittel lokal 
angebaut werden, haben sich bäuerlichen 
Gemeinschaften, insbesondere die Frauen, um 
den Erhalt der Artenvielfalt und die Verbesse-
rung der genetischen Ressourcen gekümmert.  
Die meisten Armen besitzen kein Land, son-
dern sind zum Überleben auf die Ressourcen 
in Gemeinschaftseigentum angewiesen – auf 
Wälder, Wasserläufe oder sogar Straßenrän-
der, die den Kommunen oder dem Staat gehö-
ren. In einer 1991 in Indien durchgeführten 
Studie wurde herausgefunden, dass 80% des 
von den Armen verwendeten Heizmaterials 
und Tierfutters von solchem Land kommt. 
Auch 20 % ihres Einkommens geht auf solche 
Quellen zurück. In Afrika gewinnen ländliche 
Haushalte 35 % ihres Energiebedarfs aus 
Feuerholz – das meist im Unterholz und auf 
Gemeinschaftsland gesammelt wird. Freier 
Zugang zu Grasland, Bäumen und Wasserläu-
fen ist für das Auskommen dieser Haushalte 
lebensnotwendig. Jeder Abbau dieser Ökosys-
teme, sei es durch Verschmutzung, Überwei-
dung oder Abholzung, vergrößert unweigerlich 
die tägliche Arbeitslast, ja kann sogar tödlich 
für eine Gemeinschaft sein. 

In diesem Kontext ist es besonders wichtig, 
dass der Lebensunterhalt vieler ländlicher Fa-
milien nicht nur von den angebauten Feld-
früchten abhängt, sondern auch von Nah-
rungsmitteln, die wild wachsen. In den ländli-
chen Gegenden Asiens und Afrikas beispiels-
weise sieht man in den frühen Morgenstunden 
oft Menschen, die um ihr Haus herum Blätter 
und Pflanzen sammeln, kleine Fische fangen 
oder Früchte von den Sträuchern holen. Sie 
suchen auch an Straßenalleen, am Rand von 
Reisfeldern, an Teichen, bei Kanälen und auf 
anderem Gemeinschaftsland. 
Eine Monokultur-Mentalität, wie sie meist in 
der industriellen Landwirtschaft vorkommt, hat 
oft keinen Blick für die Wechselbeziehungen 
zwischen Menschen, Pflanzen und Tieren. Ag-
rarwissenschaftler, die nichts anderes im Sinn 
haben, als den Ertrag einer bestimmten Feld-
frucht zu optimieren, übersehen meist die Be-
deutung, welche einer Vielfalt an angebauten 
und nicht angebauten Pflanzen für den unmit-
telbaren Lebensunterhalt zukommt. Dies ist ei-
ner der Gründe, warum größere Erträge aus 
Monokulturen nicht notwendigerweise mehr 
Nahrung für Bauern bedeuten. Unter Umstän-
den bedeuten sie sogar weniger Nahrung, weil 
die subsidiären Pflanzen ausgemerzt wurden – 
Kollateralschäden der Monokultur. Außerdem 
bleiben die Nebenwirkungen der chemischen 
Landwirtschaft nicht ohne Einfluss auf die Viel-
falt von Feldfrüchten und Tieren. Wenn Land 
und Wasser verschmutzt sind, werden sie 
Nahrungssammlern, gleich ob Mensch oder 
Tier, zu Gift. Immer wieder passiert es, dass 
Wasserquellen, Fischbestände oder Vegetati-
on durch chemische Rückstände verschmutzt 
werden. Die Behauptung, moderne Landwirt-
schaft produziere mehr Nahrungsmittel, ist 
deshalb irreführend, weil sie auf der Kalkulati-
on von Monokulturernten basiert. Denn ge-
wöhnlich – etwa bei der Kalkulation von Reis-
ernten - werden systematisch alle negativen 
Auswirkungen auf die Verfügbarkeit anderer 
Pflanzen und Tiere, kultiviert oder nicht, unbe-
rücksichtigt gelassen. 

Boden und Wasser als Lebens-Mittel 

Bodendegradation ist genauso wie der be-
grenzte Zugang zu Land ein Schlüsselfaktor 
ländlicher Armut. Wenn die Bodenfruchtbarkeit 
abnimmt, sinkt auch die landwirtschaftliche 
Produktivität, was oft wiederum im Gegenzug 
durch teuren Kunstdünger kompensiert werden 
muss. Häufig hängt abnehmende Fruchtbarkeit 
mit Wassermangel zusammen, der zur Über-
salzung und Erosion des Bodens führt. Aus 
diesen Gründen werden durch die Verschlech-
terung der Land- und Wasserressourcen auch 
die Lebensgrundlagen von Kleinbauern unter-
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höhlt. Sie sind dann leicht gefangen in einer 
Abwärtsspirale, die von abnehmender land-
wirtschaftlicher Produktivität ausgeht und über 
den Verlust der Lebensgrundlagen bei der 
Flucht aus den Dörfern endet. Das wachsende 
Phänomen von Umweltflüchtlingen ist oft eng 
verbunden mit der Verschlechterung des Bo-
dens. In Westafrika, zum Beispiel, stammten 
Kinder, die auf Grund von Mangelernährung 
Wachstumsstörungen aufwiesen, meist aus 
Gebieten, in denen es starke Bodenerosion 
gab. Es wird geschätzt, dass bis zu einer Milli-
arde Menschen von Bodendegradation durch 
Entwaldung, Überweidung und Ackerbau be-
troffen sind. Jeder Versuch, dem ländlichen 
Elend entgegenzuwirken und Lebensunterhalt 
zu sichern, muss sich deshalb auf die Wieder-
herstellung der Bodenfruchtbarkeit und der 
Wasserressourcen konzentrieren. 
Inzwischen werden an vielen Orten Anbauwei-
sen wie Mischkultur, Tierhaltung, Terrassen-
anbau und Aufforstung strategisch eingesetzt, 
um die Bodenerosion aufzuhalten und die Er-
tragskraft des Landes wiederherzustellen. Mit 
geringem finanziellem Aufwand werden unter-
schiedliche Formen ökologischer Landwirt-
schaft praktiziert, nicht nur, weil sie billiger 
sind, sondern weil sie den Boden konservieren 
– der zusammen mit Wasser die Grundlage al-
len Lebens bildet. Eine ganze Anzahl dieser 
Initiativen gründet allerdings keineswegs auf 
einem „Produktions-“ Paradigma, das den An-
bau von Feldfrüchten optimieren möchte, um 
wirtschaftlichen Gewinn zu erzielen. Vielmehr 
geht es darum, dass ganze Gemeinschaften 
alles daran setzen, ihre ökologischen „Bezie-
hungen“ und auch ihre spirituelle Verbindung 
zu Pflanzen, Wasser und Tieren, denen sie 
Nahrung und Lebensunterhalt verdanken, zu 
erhalten und immer wieder zu erneuern. Sol-
che Gemeinschaften haben kein Interesse 
daran, mit städtischen Zentren um mehr Autos, 
Kühlschränke oder Hochhäuser zu konkurrie-
ren. Sie beziehen ihre Würde daraus, dass sie 
eine stabile Lebensgrundlage haben und in gu-
ten Beziehungen mit ihren Mitgeschöpfen in 
Gemeinschaft und Natur leben. 

Wasser durch ökologische Restaurierung 

Wasser ist ein lebensnotwendiges Element, 
nicht nur für Pflanzen und Tiere, sondern auch 
als Nahrungsmittel für Menschen. Und doch 
gibt es an vielen Orten Wassermangel. In vie-
len ländlichen Gebieten sinkt der Wasserspie-
gel, sind Quellen verschmutzt und wird immer 
weniger Abwasser zur Wiederverwendung 
aufgefangen. Wenn für Industrie und Bewäs-
serungsanlagen konkurrierende Wasseran-
sprüche geltend gemacht werden, machen die 
Mächtigeren das Rennen, während die weni-

ger Mächtigen durstig bleiben. Außerdem hat 
man althergebrachte Technologien wie Was-
sertanks oder Kanäle aufgegeben und ge-
meinschaftliche Wasseranlagen verfallen las-
sen. Mehr Angebot an Wasser durch Kapazi-
tätserweiterung vergrößert eher den Bedarf, 
als dass es ihn befriedigt. Deshalb gehört der 
sparsame Umgang mit Wasser und die Wie-
derherstellung von Weiden, landwirtschaftli-
chen Nutzflächen und Wäldern zur Wiederge-
winnung von Wasser heute weltweit zu den 
Prioritäten einer Politik der Existenzsicherung. 
Dabei gibt inzwischen unzählige Initiativen 
zum sparsamen Umgang mit Wasser. Sie rei-
chen von der Wiederentdeckung von Wasser-
sammeltechniken bis hin zu kleinen Staudäm-
men und umfassenden Wasserverteilungspro-
grammen. Bemühungen um eine erhöhte 
Wassergewinnung setzen jedoch die langwie-
rige Regenerierung von Lebenssystemen, 
durch die der Wasserkreislauf fließen kann, 
voraus. Gesunde Weiden, Farm- und Feucht-
gebiete sowie Wälder sind die beste Absiche-
rung gegen Wassermangel. Um die Wasser-
versorgung zu sichern, ist somit oft eine Res-
tauration von Ökosystemen unverzichtbar. 
Denn anders kann eines der grundlegendsten 
Existenzrechte – das Recht auf Wasser – nicht 
gewährleistet werden. 

Bedrohung der Existenzrechte durch indus-
trielle Landwirtschaft 

Industrielle Landwirtschaft versucht, eine ho-
mogene Umwelt zu schaffen, ohne die beson-
dere Natur der bereits bestehenden Ökosys-
teme zu berücksichtigen. Deshalb wird viel mit 
Bewässerung gearbeitet - und dadurch im üb-
rigen ein expansionsfähiger Markt für Pumpen 
und Bewässerungszubehör sowie für den Ab-
schluss von Verträgen zum Bau von Stau-
dämmen und Bewässerungs- und Drainage-
kanälen geschaffen. Auf diese Weise werden 
die uralten, mit Bewässerung verbundenen 
Probleme, dass nämlich Wasser meist von den 
Schwächeren zu den Mächtigeren umgeleitet 
wurde, geographisch ausgeweitet. Außerdem 
wird die Viehhaltung vom Getreide- oder Feld-
fruchtanbau getrennt, weil auf riesigen Flächen 
Monokulturen angebaut werden, was unwei-
gerlich zur Störung des Ökosystems führen 
muss. Pflanzen sind dadurch anfälliger für 
Krankheiten und Schädlinge. Ein Indikator für 
solche Störungen ist die regelmäßige und im-
mer schneller zu beobachtende Ausrottung 
vielfältiger Feldfruchtarten, was mit der wach-
senden Anfälligkeit gegenüber Krankheiten 
und Schädlingen in Verbindung steht. Von 
dem dadurch entstehenden Defizit profitieren 
dann ihrerseits Chemiekonzerne, die Pestizide 
und Pflanzenschutzmittel herstellen, weil es in 
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Nachfrage nach ihren Produkten überführt 
werden kann. 
Während der grünen Revolution, zum Beispiel, 
wurde fruchtbares Land mit Chemikalien und 
Giften, einschließlich Insektiziden, Fungiziden 
und Herbiziden überschwemmt, deren giftige 
Rückstände daraufhin in die Umwelt, in die 
Erdoberfläche wie ins Grundwasser gelangten. 
Die Züchter von Saatgut wie die Hersteller und 
Lieferanten von Agrochemikalien sind in zu-
nehmenden Maße dieselben transnationalen 
Konzerne aus dem Norden. Die Zusammenle-
gung beider Bereiche erleichtert die Züchtung 
von Arten, die auf Agrochemikalien angewie-
sen sind. Um die Konzerne hernach in die La-
ge zu versetzen, den Landwirten vorzuschrei-
ben, wie sie Saatgut und Agrochemikalien ein-
zusetzen haben, wird beides patentiert. Ge-
meinschaften, die ihr eigenes Saatgut züchten 
und zur Stärkung und Erweiterung der Vielfalt 

beitragen, werden dadurch an den Rand ge-
drängt, obwohl sie die Menschheit bereichert 
haben mit den verschiedenen Feldfruchtarten 
und ihren tausendfachen Ausprägungen in je-
der einzelnen Pflanze, sowie den ökologischen 
Methoden, bei denen eine Vielfalt von Pflan-
zen zur Bekämpfung von Krankheiten und 
Schädlingen eingesetzt wird. So wirkt sich 
Globalisierung oft auf die Landwirtschaft bäu-
erlicher Gemeinschaften aus. Deshalb ist man 
gut beraten, die vor Ort kultivierten, nachhalti-
gen Praktiken der Landnutzung wiederzubele-
ben und weiterzuentwickeln. 
 
Auszug aus: 
„Das Jo’burg Memo. Ökologie – die neue Far-
be der Gerechtigkeit“, Berlin: Heinrich Böll Stif-
tung (www.joburgmemo.org). 
Wolfgang Sachs war Koordinator der Autoren-
gruppe. 

 

Welternährung und sozial (un)ge-
rechte Weltwirtschaftsordnung 
 
Anja Laabs 
 
Die Weltbevölkerung wird laut Schätzungen 
der FAO bis zum Jahre 2030 auf 8,3 Mrd. 
Menschen angewachsen sein. Seit Jahr-
zehnten beschäftigt die Frage, wie die stets 
wachsende Bevölkerung ernährt werden 
kann. Heute leben rund 6 Mrd. Menschen 
auf der Erde, von denen 840 Mio. bis 1 Mrd. 
hungern. Dabei ist die Ursache nicht der 
Mangel an Lebensmitteln, sondern ihre Ver-
teilung. Armut ist eine der wichtigsten Ur-
sachen für Unter- und Fehlernährung so-
wohl in den Entwicklungs- als auch in den 
Industrieländern. 
 
Die Ursache des Hungers in der Überbevölke-
rung zu suchen, hat – insbesondere im angel-
sächsischen Raum – eine lange Tradition. Erst 
seit einigen Jahren gewinnt die Einsicht Ober-
hand, dass Hunger nur in seltenen Fällen pri-
mär auf einen direkten Nahrungsmangel zu-
rückzuführen ist. Wenngleich die begrenzten 
ökologischen Ressourcen für die Produktion 
von Nahrungsmitteln bekannt sind und die 
(nachhaltige) Expansion der bearbeiteten 
landwirtschaftlichen Flächen ein notwendiges 
Element der Ernährungssicherung für die 
wachsende Bevölkerung darstellen wird, so 
bleibt doch die Frage, warum unter dem Ge-
sichtspunkt der weltweiten Nahrungsmittel-
überproduktion - und somit zahlenmäßig aus-
reichend vorhandenen Nahrungsmittel - so vie-
le Menschen unter- bzw. mangelernährt sind. 

Erstmals wurde in den 80iger Jahren das Prob-
lem der Ernährungsunsicherheit und der Hun-
gersnöte nicht auf einen Mangel an Nahrung, 
sondern auf das Versagen von Märkten zu-
rückgeführt. Amartya Sen als wichtigster Ver-
treter dieser Auffassung ging davon aus, dass 
die "mangelnde(n) Absicherung von Zugangs- 
bzw. Verfügungsrechten“1 zu einer gestörten 
Nahrungsverteilung führen. Wenngleich auch 
in den Industrieländern die Sicherung der Er-
nährung nicht mehr für die ganze Bevölkerung 
gewährleistet werden kann und dort inzwi-
schen Millionen Menschen hungern (in den 
USA allein 4-7 Mio.) konzentriert sich die Hun-
gerproblematik doch auf die Entwicklungslän-
der bzw. auf die sogenannten Last Develop-
ment Countries (LDC). Die United Nations 
(UN) zählen 49 Länder zu den LDCs. In diese 
Kategorie gehören neben vielen Netto-Lebens-
mittel-Import- (NFIDC2) auch viele Niedrig-
Einkommen-Lebensmittel-Defizit-Länder 
(LIFDC3). Neben dem Kriterium des Bruttoso- 
zialproduktes wird bei letzteren auch der Um-
fang der Lebensmittelimporte bzw. das Ver-
hältnis der Exporte zu den Importen zur Beur-
teilung herangezogen. Von insgesamt 148 
Entwicklungsländern gehören 105 zu den Net-
to-Lebensmittel importierenden und 43 zu den 
Netto-Lebensmittel exportierenden Ländern, 
wobei 15 von ihnen zur Kategorie der LIFDC 

                                                      
1  Agrarwirtschaft. Zeitschrift für Betriebswirtschaft, Markt-

forschung und Agrarpolitik, Sonderheft 176, Verlag Agri-
Media, Berlin 2000 

2
 Net Food Importing Developing Countries 

3
 Low-Income Food-Deficit Countries 



Dokumentation zum Workshop "Sicherung der Welternährung" 

tarantel Nr. 23 Vierteljahreszeitschrift der Ökologischen Plattform bei der PDS Januar 2004 

8 

gehören. Die meisten Entwicklungsländer im-
portieren mehr Lebensmittel als sie vergleichs-
weise exportieren  können und sind auf diese 
Importe zur Ernährung der Bevölkerung ange-
wiesen. Andererseits ist es auch eine Tatsa-
che, dass mehr als die Hälfte der LIFDC Län-
der sind, die, obwohl die eigene Bevölkerung 
nicht ausreichend mit Lebensmitteln versorgt 
wird/werden kann, Nettoexporte von Agrarpro-
dukten durchführen. Von diesen LIFDC sind 
19 % Netto-Lebensmittel-Exporteure und 22 
der Netto-Lebensmittel-Importeure gehören zu 
dem Netto-Landwirtschaftsprodukt-Exporteu-
ren. Dies zeigt, dass der Nahrungsmangel nur 
scheinbar eine Folge des Nahrungsmittelman-
gels ist. 
Armut gilt als Hauptverursacher des Hungers. 
Der Armutsbegriff basiert auf einer einfachen 
Definition, wonach Armut die Unfähigkeit ist, 
einen minimalen adäquaten Lebensstandard 
zu erreichen bzw. zu erhalten.4 Gerade in Län-
dern mit einem sehr niedrigen Einkommen, wie 
in den LIFDC, führt Armut als Ergebnis eines 
rechtlichen, politischen, ökonomischen und/  
oder sozialen Defizits zu kritischen Ernäh-
rungssituationen. 
Die Liberalisierung des internationalen Mark-
tes, also die Öffnung der nationalen Grenzen 
für Güter aus anderen Nationen, wurde auch 
unter dem Gesichtspunkt der Ernährungssi-
cherung vorangetrieben. Ausschlaggebend da-
für ist die Erkenntnis, dass Armut die Hauptur-
sache des Nahrungsmittelmangels ist. So war 
und ist es ein wichtiges Argument der OECD 
Staaten, die Ländergrenzen für die Förderung 
der industriellen und landwirtschaftlichen Ent-
wicklung in den „Dritte-Welt“-Ländern und in 
den Transformations- bzw. Schwellenländern 
zu öffnen um damit einen Beitrag zur Armuts-
bekämpfung zu leisten. Dies jedoch unter dem 
ungenannten  Vorbehalt, die bis dahin gepfleg-
ten neokolonialistischen Strukturen aufrecht zu 
erhalten und diesen Öffnungsprozess nur un-
ter bestimmten Bedingungen auch für die In-
dustrieländer verbindlich zu machen. Entspre-
chende Abkommen kennzeichnen die Struktur 
der Welthandelsorganisation. Repräsentativ für 
den Bedingungskorb der Industrieländer ist der 
Zuckermarkt. Zucker ist ein klassisches Kolo-
nialprodukt. Die Zuckerproduktion begann im 
16. Jahrhundert in Brasilien und in der Karibik 
unter den spanischen und portugiesischen Ko-
lonisatoren. Mit der Einführung der Zuckerpro-
duktion in Europa konnte man sich von den la-
teinamerikanischen aber auch afrikanischen 
und karibischen Exportmärkten unabhängig 
machen. Wenngleich der EU-Zuckermarkt 

                                                      
4 United Nations Conference on Trade and Development, 

The Least Developed Countries Report 2002, Prepared 
by the UNCTAD Secretariat, Genf 

nicht WTO-konform ist, so soll er doch bis zum 
Jahre 2006 weitestgehend abgeschottet blei-
ben, um die eigene stark subventionierte Zu-
ckerproduktion zu schützen. Dies zeigt zumin-
dest eine gewisse Willkür in der Umsetzung 
der WTO Regeln. 
Die Idee des freien Welthandels soll durch re-
striktive Zollregelungen umgesetzt werden. In 
den WTO-Abkommen wird für die Zulässig-
keitsbeurteilung von Zöllen- oder anderen  
nichttarifären Handelsbeschränkungen das 
Schema der roten, blauen und grünen Box 
verwendet. Demnach sind Zölle entsprechend 
der Interpretation der roten Box verboten und 
der blauen Box bedingt möglich. Subventionen 
der blauen Box werden als partiell entkoppelte 
Subventionen bezeichnet. Vollständig entkop-
pelte Subventionen gehören in die grüne Box 
und sind nach den WTO Regeln ein legales 
Instrument. Wenngleich den Entwicklungslän-
dern eine Vorzugsbehandlung beim Außen-
schutz zugestanden wurde, sie also ihre Zölle 
bis 2004 im Durchschnitt nur um 24 % reduzie-
ren sollen, so müssen sie doch gleichzeitig ei-
nen Marktzugang von wenigstens 3 % -  ge-
messen am inländischen Verbrauch - zusi-
chern. Dieser Wert ist im Vergleich mit den In-
dustrieländern niedriger. Dennoch besteht ein 
wesentliches Problem z.B. darin, dass der 
größte Teil der landwirtschaftlichen Produktion 
auf Subsistenzwirtschaft beruht und deshalb 
nicht im eigentlichen Sinne gehandelt wird. Auf 
diese Weise wird die Mindestimportmenge an 
einer unrealistischen Produktvermarktung ge-
messen und macht deshalb mehr als 3 % aus. 
Im Vergleich mit anderen Handelsregionen hat 
der afrikanische Kontinent durch die sich im-
mer mehr verschlechternden Produkt-Preis-
Verhältnisse in den letzten Jahren die meisten 
Anteile am Markt verloren. Innerhalb von zehn 
Jahren nach Abschluss der Uruguay-Runde  
sind 66 Staaten durch die Marktöffnung noch 
ärmer geworden, als es ohnehin schon die 
meisten von ihnen waren. Zudem haben sie 
mit einer zunehmenden Deindustrialisierung zu 
kämpfen.5 Dadurch wird der Verarmungspro-
zess gefördert und in dessen Folge wächst die 
Ernährungsunsicherheit für immer größere Tei-
le der Bevölkerung. Unverhältnismäßig tiefe 
Weltmarktpreise, die auf die Dumpingmecha-
nismen der exportierenden Industrieländer zu-
rückzuführen sind, müssen zur Sicherung der 
Nahrungssouveränität in Ländern mit Nah-
rungsmittelknappheit durch Schutzmassnah-
men bekämpft werden. In erster Linie gehört 
dazu auch die Aufrechterhaltung der nationa-
len Autonomie. 

                                                      
5
  Frankfurter Rundschau online 2003, Interview mit Ernst 

Ulrich von Weizsäcker,  http://www.fr-aktuell.de 
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Die im September diesen Jahres im mexikani-
schen Cancùn stattgefundene  Welthandels-
konferenz scheiterte, weil sie in den entschei-
denden zwei Punkten die Reduktion der Ag-
rarsubventionen in den Industrieländern und 
die Öffnung ihrer Märkte für den Süden  keine 
Einigung erzielen konnte. Die Forderung nach 
Reduktion bzw. Abschaffung der Subventionen 
wurde unter anderem von 23 Schwellen- und 
Entwicklungsländern eingebracht. Bereits im 
Vorfeld der Konferenz kündigten afrikanischen 
Baumwollproduzenten ihren Protest an, weil 
sie sich von den europäischen aber auch ame-
rikanischen Baumwollproduzenten in ihrer 
Existenz gefährdet sehen. Die Hälfte der Devi-
sen erwirtschaftet Mali mit Baumwolle. In Bur-
kina Faso sind es 60%  und in Benin sogar 
75 %. 
Der liberalisierte Welthandel hat nicht zur Sen-
kung der Armut geführt und ist deshalb kein 
Mittel zur Bekämpfung des Hungers. Der ein-

seitige Schutz der Märkte des Nordens vor Ex-
porten aus dem Süden und die zu Marktpreis-
verzerrungen führenden Subventionen der 
Landwirtschaft in den Industrieländern führen 
zur Zerstörung der einheimischen Märkte in 
den Entwicklungs- und Schwellenländern. Die 
Forderung nach Senkung bzw. Abschaffung 
der Subventionen und die uneingeschränkte 
Öffnung der Märkte des Nordens würden je-
doch nicht zur viel propagierten Gleichberech-
tigung im internationalen Handel führen. Ohne 
die Aufrechterhaltung der nationalen Autono-
mie zum Schutz der eigenen Produktion und 
ohne internationale Vereinbarungen, die ein 
bedarfsgerechtes Import- und Exportgeschäft 
unter Angleichung der sozialen Standards und 
umweltgerechten Produktionsmethoden an 
das höchste Niveau in den Industrieländern 
voraussetzen, ist ein gerechter Welthandel, der 
zur Bekämpfung des Hungers führt, nicht mög-
lich. 

 

Land- und Agrarreformen als Mittel 
der Hunger- und Armutsbekämp-
fung: Das Beispiel Brasilien 
 
Jan Schikora 
 
1,2 Milliarden Menschen leben nach Schät-
zungen der Vereinten Nationen weltweit in 
extremer Armut. 842 Millionen Menschen sind 
chronisch unterernährt, rund 24000 Menschen 
sterben täglich an den Folgen von Hunger. 
Und dies, obwohl die Weltgesundheitsorgani-
sation WHO nachgewiesen hat, dass faktisch 
genug Nahrung für die gesamte Weltbevölke-
rung vorhanden wäre. Damit wird deutlich, 
dass es sich bei der Hungerproblematik kei-
neswegs – wie in den sechziger Jahren die 
Befürworter der Grünen Revolution und  die 
heutigen Apologeten der Bio- und Gentechno-
logie suggerierten und suggerieren – um ein 
Problem von zu wenig Nahrung handelt, son-
dern in  erster Linie um eine Folge struktureller 
Zugangs- und Verteilungsungleichheiten. Die 
vorhandene Nahrung ist schlichtweg ungerecht 
verteilt und dies in dreierlei Hinsicht: - zwi-
schen verschiedenen Ländern: 95 % der Hun-
gernden leben in Ländern der sog. Dritten 
Welt; - innerhalb von Ländern: 70 % der hun-
gernden Kinder leben in Ländern mit Nah-
rungsmittelüberschuss und - zwischen Stadt 
und Land: 70 % der Hungernden leben auf 
dem Land. 
Auf dem Welternährungsgipfel in Rom  hat die 
Weltgemeinschaft 1996 in der Abschlusserklä-
rung das hehre Ziel ausgegeben, "bis 2015 die 
Zahl der in extremer Armut lebenden Bevölke-

rung und der Hungernden um die Hälfte [zu] 
reduzieren." In kaum einer Abschlusserklärung 
einer internationalen Konferenz der Folgejahre 
wurde darauf verzichtet, diese Ziele zu bestäti-
gen. Auch für die Milleniumserklärung der Ver-
einten Nationen im Jahre 2000 bildeten sie die 
rhetorische Grundlage. 
Die Verpflichtung, den Hunger zu bekämpfen, 
lässt sich ebenso aus der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte sowie dem Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Menschenrechte (kurz: WSK-Pakt) ableiten. 
So heißt es dort in Art. 11: 
„Die Vertragsstaaten erkennen das Recht ei-
nes jeden auf einen angemessenen Lebens-
standard für sich und seine Familie an, ein-
schließlich ausreichender Ernährung, Beklei-
dung und Unterbringung, sowie auf stetige 
Verbesserung der Lebensbedingungen. 
[...] In Anerkennung des grundlegenden 
Rechts eines jeden, vor Hunger geschützt zu 
sein, werden die Vertragsstaaten einzeln und 
im Wege der internationalen Zusammenarbeit 
die erforderlichen Maßnahmen, einschließlich 
besonderer Programme, durchführen...“ 
...und weiter in Art. 2 (1) des WSK-Paktes:  
„Unter Ausschöpfung aller seiner Möglichkei-
ten“ Maßnahmen zu treffen, um „fortschreitend 
[...] die volle Verwirklichung der in diesem Pakt 
anerkannten Rechte zu erreichen.“ 
Waren bislang die Verpflichtungen umstritten, 
die sich rechtlich für die Unterzeichnerstaaten 
aus dem WSK-Pakt ergeben, so wurden mit 
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der Erstellung des General Comment No. 12 
im Auftrag der VN-Menschenrechtskommission 
in Genf und der aktuellen Debatte um freiwilli-
ge Richtlinien zum Recht auf Nahrung große 
Fortschritte erzielt. Demnach bedeutet das 
Recht auf Nahrung in erster Linie das Recht 
auf Zugang zu den produktiven Ressourcen 
(Land, Wasser, Saatgut), die notwendig sind, 
um sich selber zu ernähren. Allen Menschen 
zu diesem Recht zu verhelfen, ist eine men-
schenrechtliche Verpflichtung aller Staaten, die 
den WSK-Pakt ratifiziert haben. 
Indes wächst in der Welt die Zahl der Hun-
gernden, statt sich zu verringern. Bei der Su-
che nach Ursachen wird man unumgänglich 
auf unsere Ausgangsthese stoßen, wonach 
Hunger primär eine Folge ungerechter Res-
sourcenverteilung bzw. beschränkter Zugangs-
rechte zu Ressourcen ist. Betrachtet man ex-
emplarisch die Situation Brasiliens, das sich 
hinter den USA zum zweitgrößten Agrarexpor-

teur weltweit mausert, andererseits jedoch 
nach verschiedenen Schätzungen 22-44 Milli-
onen hungernde Menschen v. a. in ländlichen 
Regionen zählt, so trifft man bei der Suche 
nach Gründen für dieses Phänomen unweiger-
lich auf die erschreckend ungerechte Vertei-
lung von Land. Die Eigentumsverhältnisse auf 
dem Lande wurden seit der brasilianischen 
Kaiserzeit nie wirklich reformiert. Schlimmer 
noch, der politische Wille hierzu war niemals 
ernsthaft vorhanden. Ganz im Gegenteil kam 
die Zementierung der Eigentumsverhältnisse 
den Großgrundbesitzern – die zugleich traditi-
onell auch die politischen Eliten des Landes zu 
einem wesentlichen Teil stellen – nach der Ab-
schaffung der Sklaverei 1888 auf ihrer Suche 
nach billigen Arbeitsplätzen sehr entgegen. Als 
Folge hat der typisch brasilianische Groß-
grundbesitz, das Latifundium, bis heute über-
dauert.

Verteilung der agrarischen Nutzfläche in Brasilien (Quelle: INCRA - Atlas Fundiário Brasileiro, 1996)
 
Nach einer Veröffentlichung des Nationalen 
Instituts für Kolonisierung und die Agrarreform 
INCRA aus dem Jahre 1996 verfügen 1,1 % 
der Landbesitzer über 42 % der gesamten 
landwirtschaftlich nutzbaren Fläche, wohinge-
gen 53 % der Landbesitzer nur über 3 % der 
Fläche verfügen. In absoluten Zahlen heißt 
dies, dass einigen Tausend Großgrundbesit-
zern 4-5 Mio. kleiner u. mittlerer Familien- und 
Pachtbetriebe und rund 4,5 Mio. landlose Fa-
milien gegenüberstehen. Als direkte Folge die-
ser extrem ungerechten Landverteilung wer-
den 166 Millionen Hektar, also nahezu die 
Hälfte der Nutzfläche, nicht produktiv genutzt. 
Seit 1996 hat sich die Landkonzentration eher 
verstärkt als verringert. Als Ursachen hierfür 
werden die fortschreitende Handelsliberalisie-
rung, die enorme Auslandsverschuldung Brasi-
liens und die damit verbundenen, von IWF und 
Weltbank diktierten Strukturanpassungspro-

gramme, aber auch die Agrarexportsubventio-
nen der OECD-Länder angeführt. Das Zu-
sammenwirken dieser Faktoren bewirkte in 
Brasilien eine einseitige Förderung des ex-
portorientierten Agrobusiness auf Kosten klein-
bäuerlicher Familienbetriebe und parallel eine 
Zerstörung lokaler Preise und Strukturen durch 
Billigimporte und Preisanstiege klassischer 
Exportprodukte. Kleinbauernsterben und Land-
flucht waren ebenso wie der Anstieg von Armut 
und Hunger die Folgen der neoliberal ausge-
richteten Wirtschafts- und Handelspolitik der 
90er Jahre. 
Als erfolgversprechendes Mittel nachhaltiger 
Hunger- und Armutsbekämpfung wurde bereits 
in der brasilianischen Verfassung von 1988 die 
Durchführung einer Agrarreform anerkannt. 
Nach den Art. 184-191 kann deshalb Land, 
das seine “soziale Funktion nicht erfüllt”, also 
etwa brachliegt, für die Zwecke der Agrarre-

53%

3%

37%

18,5%

8,9%

35%

0,8%

27%

0,3%
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form enteignet und an landlose Familien über-
tragen werden. Auch auf internationaler Ebene 
finden Agrarreformen übrigens zunehmend – 
wenngleich mit Verspätung – Rückhalt inner-
halb des entwicklungspolitischen Diskurses, 
wie u. a. die Milleniumserklärung der VN und 
selbst einschlägige Papiere der Weltbank zei-
gen.  
Agrarreformen gehen über Landreformen hin-
aus. Neben der Umverteilung von Grund und 
Boden umfassen sie weitere wichtige Kompo-
nenten wie die Kontrolle über produktive Res-
sourcen wie Saatgut und Wasser, Zugang zu 
günstigen Krediten, technischem Knowhow 
und angepassten Technologien ebenso wie 
Zugang zu lokalen und regionalen Märkten. 
Auch die fortschreitende Gleichberechtigung 
der Frauen ist wichtiges Kriterium nachhaltiger 
Agrarreformen, v. a. im Eigentums- und Erb-
recht. 
Trotz des scheinbar allgemeinen Konsenses 
über die Bedeutung von Agrar- und Landre-
formen sitzt der Teufel im Detail. Denn die 
Vorstellungen einer gerechten Reform variie-
ren nicht unerheblich. Die Weltbank etwa setzt 
auf ein Konzept "marktgestützter Landrefor-
men", deren Umsetzung sie während der letz-
ten Jahre insbesondere in Brasilien, Südafrika, 
Kolumbien und Honduras propagierte und z. T. 
finanzierte. 
Ausgangspunkt dieses Konzepts ist die zum 
Teil nicht ganz unberechtigte Kritik an klassi-
schen Landreformen, wie deren Kostspieligkeit 
und Konfliktträchtigkeit genauso wie die büro-
kratische Ineffizienz der mit ihrer Durchführung 
beauftragten Stellen. Insbesondere war jedoch 
die Verletzung des Privateigentums durch Ent-
eignungsverfahren der Weltbank ein Dorn im 
Auge. Sie setzt stattdessen auf den Grundsatz 
"willing buyer - willing seller", d. h. nur kauf- 
und v. a. verkaufswillige Personen setzen sich 
zu direkten Verhandlungen an einen Tisch. 
Wird eine Einigung erzielt, vergibt eine eigens 
eingerichtete "Landbank" (in Brasilien die 
"Banco da Terra") einen Kredit an den kaufwil-
ligen Bauern, mit dem dieser das Land erwer-
ben kann. Den Kredit hat der Bauer danach ra-
tenweise zurückzuzahlen. Damit, so die Welt-
bank, werde der Agrarreformprozess dezentra-
lisiert und von der ineffizienten Bürokratie be-
freit. 
Sie ignoriert dabei jedoch vollkommen, dass 
die ungleichen Eigentumsverhältnisse auf dem 
Lande durch den Grundsatz, dass nur ver-
kaufswillige Landbesitzer ihr Land abgeben, 
letztlich zementiert werden, da Staat und 
Landlosenorganisationen jegliche Möglichkeit 
genommen wird, Druck auf die Großgrundbe-
sitzer auszuüben, ihre Grundstücke für die 
Zwecke der Agrarreform abzugeben. Der 

Großgrundbesitz und die enorme Landkon-
zentration bleiben so erhalten. Zudem ver-
kennt das Weltbankmodell komplett die Un-
gleichheit der Verhandlungspartner – Groß-
grundbesitzer werden immer in der eindeutig 
besseren Verhandlungsposition sein. Folge 
sind hohe Preise für marginales Land, da 
fruchtbares Land mit einem großem landwirt-
schaftlichen Potenzial selten zum Verkauf ste-
hen und im übrigen auch kaum bezahlbar sein 
wird. Hinzu kommt die Verschuldung der „Be-
günstigten“, die den vollen Markpreis (oder 
mehr) zu zahlen haben und die sie unter einen 
Rentabilitätszwang setzt, der jegliche Form 
von Subsistenzwirtschaft von vornherein aus-
schließt. Eine in Brasilien durchgeführte Studie 
ist zu dem Schluss gelangt, dass die wenigs-
ten Bauern sich über die Höhe von Krediten 
und Zinsen im Klaren sind und letztlich in den 
seltensten Fällen in der Lage sein werden, 
diese zu bedienen. 
Darüber hinaus hat das Weltbankmodell in den 
Ländern, in denen es umgesetzt wurde, zu ei-
ner Verdrängung der bestehenden Agrarre-
formprogramme geführt. Teilweise wurden 
massive Budgetkürzungen vorgenommen. So 
wurde in Brasilien der Etat der für die Durch-
führung der Agrarreform zuständigen Behörde 
INCRA stetig gekürzt, von 2,2 Mrd. Reais1 im 
Jahre 1998 auf 1,35 Mrd. Reais 2000 und 
noch weniger 2002. Hinzu kommt, dass der 
Etat in den seltensten Fällen ausgeschöpft 
wird, 2001 etwa wurden nur 83 % der bewillig-
ten Mittel eingesetzt. 
Vor diesem Hintergrund verblüfft die erstaun-
lich positive Bilanz der zwei Regierungen von 
Präsident Fernando Henrique Cardoso (1994-
2002) in Sachen Agrarreform: Nach offiziellen 
Zahlen wurden 635000 Landlosenfamilien in 
8 Jahren angesiedelt – eine Zahl, die innerhalb 
des brasilianischen Kontextes vergeblich ihres 
Gleichen sucht. Sie verkennt allerdings we-
sentliche Zusammenhänge. So wurde die 
Mehrzahl der durchgeführten Ansiedlungen 
erst auf die Initiative und den Druck der Land-
losenbewegung "Movimento dos Trabalhado-
res Rurais sem Terra" (MST) durchgeführt. 
Beim MST handelt es sich um eine offensiv 
ausgerichtete, gut strukturierte Landlosenor-
ganisation mit sehr hohem Mobilisierungspo-
tenzial, das vornehmlich zur Besetzung von 
brachliegendem Land genutzt wird. Durch die 
Besetzungen werden die zuständigen Stellen 
unter Zugzwang gesetzt, das Land zu enteig-
nen, sofern es die laut Verfassung erforderli-
chen Charakteristika aufweist. Darüber hinaus 
wurde bekannt, dass die Statistiken extrem 
geschönt waren, indem sie nicht etwa nur die 

                                                      
1
 Drei Reais entsprechen etwa einem Euro. 
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tatsächlich angesiedelten Familien einbezo-
gen, sondern ebenso diejenigen, denen ein 
Grundstück grundsätzlich in Aussicht gestellt 
wurde. D. h., faktisch hinterließ die Cardoso-
Regierung der Nachfolgeregierung unter Prä-
sident Lula da Silva von der Arbeiterpartei PT 
eine große Zahl nicht regulierter Ansiedlungs-
fälle. Schließlich abstrahieren die Statistiken 
gänzlich von dem Umstand, dass die neolibe-
rale Handels- und Agrarpolitik Landflucht und 
Landkonzentration extrem begünstigten und 
deshalb in dieser Zeit weit mehr kleinbäuerli-
che Betriebe eingingen als neue entstanden. 
Ungewiss bleibt der Fortgang der Agrarreform 
unter der Regierung Lula da Silva. Ihr Herz-
stück, das "Nullhunger"-Programm, mit dem 
Lula versprach, bis zum Ende seiner Amtszeit 
den Hunger in Brasilien auszurotten, wurde 
durchweg gelobt. Darin werden die Förderung 
der Agrarreform und der kleinbäuerlichen 
Landwirtschaft als strukturelle Ansatzpunkte 
hervorgehoben. Konkrete Maßnahmen blieben 
hingegen in diesen Bereichen zunächst aus. 
Erst Mitte November wurde ein Nationaler Plan 
für die Agrarreform verkündet, der die Ansied-
lung von 530.000 Landlosen in vier Jahren als 
Ziel vorgibt. Sollte dieses Ziel erreicht werden, 
würde es faktisch eine Verdopplung des Tem-
pos bzw. Umfangs im Vergleich zur Vorgän-
gerregierung bedeuten. 
Letztlich wird es auch entscheidend darauf an-
kommen, dass der progressive und ambitio-

nierte programmatische Ansatz der PT-Re-
gierung international unterstützt wird. Hier setzt 
auch die Arbeit der internationalen Menschen-
rechtsorganisation FIAN an, die zusammen mit 
dem internationalen Kleinbauernnetzwerk La 
Vía Campesina (dem u.a. auch der MST an-
gehört) die Kampagne "Brot, Land und Frei-
heit“ durchführt. Ziel der Kampagne ist es, - am 
Menschenrecht auf Nahrung orientierte und 
nachhaltige Agrarreformen zu unterstützen 
und Vertreibungen von Landlosen zu verhin-
dern, - Politik und Öffentlichkeit zu sensibilisie-
ren und Solidarität zu mobilisieren bzw. zu 
vernetzen, sowie  - eine Revision des Welt-
bankmodells zu erwirken. Dabei spielt Brasilien 
eine entscheidende Rolle. Denn sollte hier ei-
ne Erfolgsgeschichte der Hungerbekämpfung 
geschrieben werden, hätte dies eine enorme 
Ausstrahlung auf andere Regionen und v. a. 
Entwicklungskonzepte. Entscheidend für den 
Erfolg dieses und zukünftiger Konzepte wird 
vor allem sein, ob es gelingt, Agrarreformen 
nachhaltig und sozial gerecht zu gestalten und 
gegen die zahlreichen Widerstände und Vor-
behalte durchzusetzen. 
 
Zusammenfassung des Vortrags 
Der Autor ist Diplom-Regionalwissenschaftler 
Lateinamerika und Vorstandsmitglied der 
deutschen Sektion von FIAN. 

 
 
 

Meinungen zum Parteitag in Chemnitz und zum neuen Parteiprogramm 
 
 

Das neue Parteiprogramm aus öko-
logischer Sicht 
 
Götz Brandt 
 
Merkwürdigkeit: Das Wort sozial“ taucht im 
Programm  121-mal auf, das Wort  „ökolo-
gisch“ 60-mal. Bemerkenswert ist das 25-
malige Erscheinen der Wortverbindung „sozial 
und ökologisch“. 
 

1. Behandlung der Anträge der Ökoplatt-
form zum Entwurf des Parteiprogramms 
(siehe Tarantel 22 ) 

Es wurden 7 Anträge eingereicht und begrün-
det. 
Der erste Antrag wurde teilweise berücksich-
tigt. Die neue Formulierung behält aber die 

hohe Wertschätzung von unternehmerischem 
Handeln und Gewinninteressen bei. Unklar ist 
die neue zusätzliche Formulierung, dass "un-
ternehmerisches Handeln und Gewinninteres-
sen“, welche "auf die betriebswirtschaftliche 
Logik … und das Gewinnstreben des Einzel-
kapitals beschränkt" sind, "sich in ihr Gegenteil 
verwandeln“. Wie verwandelt sich Profitstreben 
in sein Gegenteil, solange es sich auf das Un-
ternehmen beschränkt? Bezieht man "Voraus-
setzungen“ jedoch auf "Innovation und wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit“, dann verwan-
deln sich diese in bezug nur auf das jeweilige 
Unternehmen auch nicht "in ihr Gegenteil“. 
"Soziales und ökologisches Wirtschaften“ ist 
im Kapitalismus auf Betriebsebene kein Unter-
nehmensziel. Regierung und Parlament fallen 
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als Kontrollorgan aus, sie sind fest in der Hand 
der Wirtschaft . Eine "gesellschaftliche Kontrol-
le“ ist bisher wirkungslos geblieben und er-
reicht nur wenige Konsumenten. Es bleibt also 
im Kapitalismus bei "sozialen und umwelt-
zerstörerischen Fehlentwicklungen“. 
Die Ökoplattform ist nach wie vor der Meinung, 
dass eine "Verneigung vor den Gewinninteres-
sen heutiger Konzerne“ (Tarantel 22) für eine 
sozialistische Partei nicht notwendig und 
schädlich ist. 
Der zweite Antrag wurde nicht berücksichtigt. 
Die PDS tritt nach wie vor für Wirtschafts-
wachstum ein. Zwar wird eingeschränkt "im 
Rahmen nachhaltiger Entwicklung“ und auf 
"neue Art des Wachstums“ und "mit alternati-
ver Produktionsweise“, aber es werden nir-
gendwo im Programm Hinweise gegeben, wie 
denn ein solches Wachstum aussehen soll. 
Der Ökoplattform-Vorschlag anstelle dieser 
Textpassage bringt noch nicht einmal die gan-
ze Brisanz der zukünftigen globalen Rohstoff- 
und Umweltkrise zum Ausdruck und war nur 
ein Kompromissvorschlag. Die Ökoplattform 
sollte an Stelle der Antragsformulierung neue 
eindeutigere und kompromisslose Formulie-
rungen zur Wachstumsfrage erarbeiten. 
Zum dritten und vierten Antrag ist zu bemer-
ken, dass die ursprüngliche Programment-
wurfsformulierung beibehalten wurde, ohne auf 
die schlüssige Begründung der Ökoplattform 
einzugehen oder darauf zu antworten. Im Pro-
gramm stehen jetzt sogar gesetzeswidrige 
Forderungen. Zur Biotechnologie und Gen-
technik sollte die Ökoplattform ihren Stand-
punkt präzisieren. 
Auch Antrag fünf wurde nicht berücksichtigt 
und die alte Formulierung beibehalten. Es fehlt 
nach wie vor – wie auch an anderen Stellen- 
eine kritische Auseinandersetzung mit den 
herrschenden kapitalistischen Verhältnissen. 
Die Begründung der Ökoplattform zur Ände-
rung und Erweiterung dieser Passage sollte 
weiterhin vertreten werden. 
Antrag sechs hat keine grundsätzliche Be-
deutung und sollte theoretisch nicht weiter ver-
folgt werden. 
Antrag sieben behandelt die Stellung der 
Ökologie in der Gesamtprogrammatik als "im-
manenten, gleichwertigen, wenn nicht vor-
dringlichen Bestandteil“ des Programms. Diese 
Änderungsformulierung bleibt ein Fernziel der 
Ökoplattform. 
 
Insgesamt muss eingeschätzt werden, dass 
der Parteivorstand und die Delegierten des 
Parteitages inklusive Programmkommission 
die Bedeutung der Ökologie in der Tages- und 
Generationenpolitik noch nicht erkannt haben. 

Ökologie bleibt "schmückendes Beiwerk“ der 
PDS. 
Unverständlich bleibt im Programm der Satz: 
"der ökologische Raubbau an der Natur muss 
gestoppt werden“. Ein Raubbau ist doch immer 
unökologisch. 

2. Welche positiven Ansatzpunkt gibt es für 
uns im Programm? 

2.1. Wachstum 

Die heilige Kuh des neoliberalen Kapitalismus, 
das "notwendige unverzichtbare und problem-
lösende" (PDS-Programm) Wachstum der 
Wirtschaft wird im Programm aber auch durch 
verschiedene Adjektive abgeschwächt und 
eingeengt: 
• neue Art des Wachstums, 
• Veränderung des Typs des Wachstums, 
• ökologisch verantwortbares Wachstum, 

• Richtungswechsel des Wachstums, 
• ökologisch nachhaltiges Wachstum, 

Auf diese Einschränkungen sollte sich die 
Ökoplattform konzentrieren und einen theoreti-
schen Standpunkt erarbeiten. 

2.2. Die Präambel beschwört die "Tradition 
der Kämpfe gegen … ökologische Zerstö-
rung", die die PDS hat. 

Hier sollten wir erforschen, welche Traditionen 
in den letzten 13 Jahren entstanden sind und 
diese dann dem Parteivorstand präsentieren, 
damit er bei aktuellen Anlässen darauf Bezug 
nehmen kann. 

2.3. „Wir greifen aktuelle und zukunftsori-
entierte Vorstellungen ökologischer Kapita-
lismuskritik auf 

Hier sollten wir die Literatur der linken Grünen, 
die bereits vor 20 Jahren "zukunftsorientierte 
Vorstellungen“ hatten, nutzen und auswerten 
und unter dem Thema: "Der Sozialismus ist ei-
ne Bewegung gegen die Ausplünderung der 
Natur“ (Parteiprogramm) einen Workshop ver-
anstalten. 

2.4. Die PDS will die sozial-ökonomischen 
Rahmenbedingungen für den Markt neu 
bestimmen. 

Auch zu diesem Themenkomplex könnte in 
Zusammenarbeit mit der AG Landwirtschaft 
und AG Wirtschaft ein Workshop veranstaltet 
werden, inklusive des Problems der gesell-
schaftlichen Kontrolle. Das Parteiprogramm 
sagt dazu: "Ohne sozialstaatliche Regulierung 
führen private Unternehmerinteressen … zu 
umweltzerstörerischen Fehlentwicklungen“ und 
"profitorientierte Wachstumsinteressen stellen 
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die Naturgrundlagen menschlichen Lebens in 
Frage“. 

2.5. Alternative Produktions- und Lebens-
weise 

"Eine radikale Ökologisierung der Gesellschaft, 
die damit verbundene neue Art wirtschaftlichen 
Wachstums und des wissenschaftlich-
technischen Fortschritts bedürfen einer alter-
nativen Produktions- und Lebensweise. 
Der ökologische Umbau der gegenwärtigen 
Produktions- und Lebensweise wird umfas-
sender und komplizierter sein als alle vorher-
gegangenen Umwälzungen und Reformen in 
der Geschichte der Menschheit.“ 
Hieraus ergeben sich für uns gleich zwei The-
menstellungen - alternative Produktionsweise 
und alternative Lebensweise, wozu Workshops 
organisiert werden könnten. 

2.6. Überwindung und Zurückdrängung Ka-
pitalistischer Eigentumsformen. 

Hier sollten wir zusammen mit der AG Wirt-
schaft bekannte Vorschläge auf Realisierbar-
keit prüfen. (Siehe dazu auch die Vorschläge 
von M. Kennedy: Zins für Kredite abschaffen, 
Erbschaft von großen Vermögen unterbinden, 
Boden nationalisieren.) 

2.7. Was kann vom Staat erwartet werden? 

"Die herrschende Politik … blockiert … ökolo-
gisch nachhaltiges Wachstum." Die Rolle des 
Staates bei der Durchsetzung der neoliberalen 
Globalisierung, der Schädigung der Natur und 
des Raubbaus bei Bodenschätzen könnte - an 
Hand der Politikwandlung der Grünen im Laufe 
der letzten 20 Jahre - herausgearbeitet und als 

warnendes Beispiel für die PDS hingestellt 
werden. 
 

3. Anregungen für Workshops, Flugblätter, 
Thesenerarbeitung, Literaturrecherchen, 
Tarantel-Thematik usw. 

Die folgenden Vorschläge sind Programmhin-
weise für mehrere Jahre und in der Reihenfol-
ge nicht gewichtet. 
Sie sollen das Parteiprogramm auf ökologi-
schem Gebiet mit Leben erfüllen, präzisieren, 
korrigieren und weiterentwickeln. 
 
• Ist weiteres Wachstum notwendig und 

möglich? 
• Bio- und Gentechnik – Segen oder Fluch? 
• Das Ende des Rohstoffraubbaus und die 

Zukunft der Menschheit. 
• Alternative Lebensweisen sofort! 
• Zukünftige Lebensweise ohne Rohstoffe, 

Energie und Industrie. 
• Was brachte und bringt eine Effizienzrevo-

lution? 
• Wie kann die soziale und ökologische Ver-

antwortung des Eigentums realisiert wer-
den? 

• Traditionen der Kämpfe gegen die ökologi-
sche Zerstörung. 

• Ökologische Kapitalismuskritik. 
• Sozial-ökologische Rahmenbedingungen 

für den Markt. 
• Alternative Produktionsweisen. 
• Die Rolle des Staates und der Lobbyisten 

bei der Umweltzerstörung und dem Roh-
stoffraubbau.

 
 

PDS-Parteitag in Chemnitz: Ein trau-
riges Ereignis 
 
Marko Ferst 
 
Das der Chemnitzer Parteitag zum Programm-
entscheid wenig erbaulich werden würde, 
zeichnete sich schon vorher ab. Unter den vie-
len Änderungsanträgen waren maximal 20-30 
% mit Anregungen substantieller Natur verse-
hen, davon etliche vom Geraer Dialog, aber 
auch aus anderen Richtungen. So gab es zum 
Beispiel eine alternative Passage zur Sozialpo-
litik. Viele Vorschläge, die im neuen Parteipro-
gramm die Sachaussagen hätten verbessern 
können, fanden bei den Delegierten kein Ge-
hör. Das Votum der Antragskommission wirkte 
wie eine Abstimmungspflicht, als Orientierung, 
die einem das eigene Nachdenken abnimmt, 

wenngleich die Fülle der Abstimmungen die-
sen Hang stark beförderte. 
Für die Ökologie kann man folgende Schlüsse 
ziehen. Sie haben akzeptiert, den Hunger in 
der Welt mit Gentechnik zu bekämpfen, ist 
nicht so eine schlaue Idee und diese Aussage 
freiwillig kassiert. Jedoch die von uns kritisierte 
Passage ist ansonsten erhalten geblieben. Es 
ist natürlich lächerlich, ökologisches Bauen 
künftig mit gentechnischen Methoden zu prak-
tizieren. Wer sich so etwas ausdenkt, muss im 
Tal der Ahnungslosen wohnen. Das gilt zum 
Beispiel für Sandra Brunner, die unter ande-
rem diese Aussagen, aber auch sonstige gen-
technische Manipulationsbereitschaft, in flam-
mender Rede auf dem Parteitag verteidigte 
und damit Eva Bulling-Schröters Empfehlung, 
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auf die Passage zu verzichten, widersprach. 
Durchgekommen ist ein Antrag zum Tier-
schutz, der da lautet: "Wir setzen uns für einen 
umfassenden und wirksamen Tierschutz ein, 
dafür, dass der Respekt vor anderen Lebewe-
sen gewahrt wird.“ Zwei weitere Einzelwörter 
wurden korrigiert, und das war es. Vor dem 
Parteitag gelangten jedoch zwei Passagen in 
den Entwurf, die offensichtlich durch meinen 
vorgeschlagenen Entwurf hereingekommen 
sind. So heißt es: "Die verbliebenen Reste zu-
sammenhängender Naturräume, zum Beispiel 
die Antarktis, die Weltmeere und die Regen-
wälder, müssen völkerrechtlich bindend vor 
weiterer Ausplünderung geschützt werden.“ 
Und an anderer Stelle: "Der ökologische Um-
bau der gegenwärtigen Produktions- und Le-
bensweise wird umfassender und komplizierter 
sein als alle vorhergegangenen Umwälzungen 
und Reformen in der Geschichte der Mensch-
heit.“ Das ist gewiss nicht viel, was durchge-
setzt werden konnte im Verhältnis zu den An-
geboten, aber es ist nicht Null. Es stehen sinn-
volle Dinge im Abschnitt Umwelt, aber im Ver-
gleich zu unseren Konkurrenten im Parteien-
spektrum ist das qualitativ nicht ausreichend. 
Der Antrag in der Einleitung des Programms, 
ein wenig mehr ökologische Generationenge-
rechtigkeit durchscheinen zu lassen, verbun-
den damit, dass man von orthodoxer Wachs-
tumsideologie Abschied nimmt, wurde durch 
Elke Breitenbach vom PDS-Parteivorstand in 
der Gegenrede betreut. Das die PDS im Be-
reich ihres Selbstverständnisses im Schlussteil 
keine ökologischen Aussagen duldet, wurde 
durch Stefan Hartmann auf dem Parteitag 
deutlich gemacht. Die Ökologiepassage wie 
auch alle anderen Anträge zur Verbesserung 
des Abschnittes Umwelt befand Benjamin Hoff 
für unwürdig. 
Es ist auch ganz klar, egal welche Anträge von 
uns oder anderen gestellt worden wären zur 
Ökologie: So leicht wie es in Gera war, einen 
fundierten Antrag zum Hochwasserschutz und 
zur ökologischen Wende zu beschließen, so 
schwer war es in Chemnitz, auf analoger Stre-
cke etwas zu bewegen, auch wenn bei drei, 
vier Anträgen gar nicht wenig Delegierte ab-
weichend vom vorgegebenen Votum stimmten. 
In einem Fall hätte man sogar Auszählung ver-
langen sollen, so einige unserer Mitstreiter. 
Was gut gelungen ist, dass wir die Verteidi-

gung der Anträge durch ganz verschiedene 
AkteurInnen bewerkstelligten.  Ein Teil der An-
träge wurde von der Antragskommission 
durchgelassen zur Abstimmung, für den Rest 
waren 35 Unterschriften nötig, die durch gute 
Kooperation mit den verschiedenen Gruppen 
und etlichen Delegierten aus den westlichen 
Landesverbänden organisiert werden konnten. 
Ein Dank an die GenossInnen. Auf Grund des-
sen, dass fast alles, was an alternativen Vor-
stellungen von den verschiedenen Akteuren an 
eben auch sinnvollen Anträgen eingebracht 
wurde, weggestimmt worden war, haben Petra 
Beck und ich mich nach vorheriger Absprache 
entschieden, gegen das Programm zu stim-
men. Für mich war der Entscheid vor dem Par-
teitag offen. Heinz Preuß stimmte für den Ent-
wurf, so dass insgesamt die Plattform nicht völ-
lig gegen das Programm votiert hat. 
Diesmal war es auch möglich für mich, in ei-
nem kurzen Redebeitrag zu sprechen. Ich ver-
deutlichte, so wie zu früheren Zeiten der 
Bergmann spezielle Vögel in den Schacht mit-
nahm, um rechtzeitig vor Gefahren unter Tage 
bei der Luftzusammensetzung gewarnt zu 
sein, so gäbe es auch auf der Erde Frühwarn-
systeme, die uns auf bevorstehende Klimaka-
tastrophen aufmerksam machen. Indikatoren 
sind zum Beispiel ökologische Zusammenbrü-
che von Moorlandschaften in den Per-
mafrostgebieten Rußlands, das umfassende 
Abtauen von Gebirgsgletschern und das Ab-
sterben der Korallenriffe durch zu stark er-
wärmtes Ozeanwasser. Angesprochen wurde 
von mir, dass insbesondere die Grünen sehr 
viel bessere programmatische Aussagen zur 
Umwelt in ihrem Programm von 2002 bereit-
halten und dass dies wohl auch in einge-
schränkterem Maße für die SPD-Aussagen 
gelte. Durch die vorliegenden Anträge zur 
Ökologie könne diese Kluft teilweise geschlos-
sen werden. Geprüft werden müsse auch das 
Erscheinungsbild der Politik der PDS. So könn-
te das Moorschutzprogramm in Mecklenburg-
Vorpommern beispielgebend für andere Bun-
desländer sein und mit analogem Anspruch 
sollte generell versucht werden, PDS-Politik zu 
konzipieren. In Berlin ist das für jeden sichtbar 
sehr gründlich misslungen, und man kann nur 
noch den Ausstieg aus der Koalition empfeh-
len.

 

 

Ökologie und das Programm der 
PDS 
 

Manfred Wolf 
 

Starke Formulierungen sind im neuen Pro-
gramm schon enthalten. So ist von radikaler 
Ökologisierung der Gesellschaft, vom neuen 
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sozial-ökologischen Entwicklungspfad, vom 
sozial-ökologisch bestimmten staatlichen 
Rahmen, der die Wirtschaft nachhaltig in zu-
kunftweisende Bahnen lenken soll, die Rede 
und das alles noch außerhalb des der Um-
weltpolitik gewidmeten Abschnitts. 
Dennoch ist es kein Programm des radikalen 
ökologischen Umbaus geworden und das 
konnte es wohl auch nicht. Dazu sind die Ver-
hältnisse nicht so und auch nicht die Verfasst-
heit der PDS. Ihr Programm, das sie sich in 
Chemnitz gegeben hat, geht von den heutigen 
Verhältnissen in Deutschland aus, deren 
grundlegender Wandel in absehbarer Zeit nicht 
möglich scheint, und will diese Verhältnisse 
mittels der durch sie gegebenen Möglichkeiten 
beeinflussen. Die beste Möglichkeit scheint sie 
im "Mitgestalten“ - sprich Mitregieren - zu se-
hen, bei offensichtlichem Nichtwahrhabenwol-
len, dass der Haupterfolg dieses "Mitgestal-
tens“ im Gesichts- und Wählerverlust liegt und 
ihre Hauptverantwortung in diesem System in 
der Opposition läge. Auch und gerade dann, 
wenn sie aus Wahlen gestärkt hervor geht. 
Diese Position ist dann auch die Basis für die 
Hauptinhalte des Programms. Sie bewirkt, 
dass es so ist wie es ist und nicht anders. Kriti-
ker müssen ergo berücksichtigen, was die 
PDS auf der Grundlage dieser Verfasstheit 
kann und was sie nicht kann. 
Im Rahmen der aufgezeigten Grenzen kann 
man jedenfalls auch diesem Programm be-
scheinigen, gängige ökologische Wertungen 
getroffen und Forderungen aufgemacht zu ha-
ben. Forderungen nach einer Wende in der 
Energie- und Verkehrspolitik, damit verbunde-
ne erhebliche Senkung von Emissionen, nach 
Senkung des Ressourcenverbrauchs, nach 
Stärkung des ökologischen Land- und Wald-
baus und von regionalen Wirtschaftkreisläufen 
bis zur Forderung nach einer gerechten Welt-
wirtschaftsordnung wären als Beispiele zu 
nennen. Sie gäben hinlänglich Möglichkeit für 
folgerichtige ökologische Politik, wenn sie 
denn bei allen anstehenden politischen Ent-
scheidungen, egal ob beim "Mitgestalten“ oder 
in der Opposition, Pate stünden. Die Ökologi-
sche Plattform muss ihre Aufgabe darin sehen, 
die richtigen ökologischen Positionen des Pro-
gramms zu nutzen und die PDS in einer ihnen 
gerecht werdenden Politik zu unterstützen. 
An ein Programm des radikalen ökologischen 
Umbaus müssten hingegen höhere Ansprüche 
gestellt werden. Einerseits müsste es Entwick-
lungsrichtungen aufzeigen, anbahnen und ein-
leiten und sich dafür einsetzen, dass sich die 
gesamte Produktions- und Lebensweise auf 
ständig abnehmende Naturbelastung ausrich-
tet. Diesem Teil des Anspruches wird das Pro-
gramm z. T. gerecht. Andererseits müssten 

aber auch alle diesem Ziel entgegenstehenden 
Pläne, Absichtserklärungen und Forderungen 
eliminiert sein. Es müsste also im Sinne kon-
sequenter ökologischer Politik alles "aus einem 
Guss" ein. Das ist es leider nicht, sondern in 
eben diesem Sinne widersprüchlich, wie ande-
re Parteiprogramme auch. 
Der Hauptwiderspruch besteht in der Illusion 
über die Möglichkeiten des Wirtschaftswachs-
tums in dieser Gesellschaft. Dazu drei Sätze 
aus dem Teil I. "Sozialismus – Ziel, Weg und 
Werte": 
"Profitorientierte Wachstumsinteressen stellen 
die Naturgrundlagen menschlichen Lebens in 
Frage.“ "Wir wollen die Sackgasse eines sozial 
und ökologisch zerstörerischen Wachstums 
verlassen und statt dessen den Weg eines 
Wachstums im Rahmen nachhaltiger Entwick-
lung gehen. Eine radikale Ökologisierung der 
Gesellschaft, die damit verbundene neue Art 
wirtschaftlichen Wachstums und wissenschaft-
lichen und technischen Fortschritts bedürfen 
einer alternativen Produktions- und Lebens-
weise“. 
Für weniger mit der Materie Befasste klingen 
diese Sätze zunächst mal ganz gut bis sogar 
radikal. Wir wollen die Sackgasse eines zerstö-
rerischen Wachstums verlassen, wir sind of-
fensichtlich auch für eine radikale Ökologisie-
rung der Gesellschaft und für eine alternative, 
also neue Produktions- und Lebensweise. Das 
Problem besteht nur darin, dass es sich nicht 
um ein Programm des gesellschaftlichen Um-
baus handelt, sich auch nicht handeln kann, 
weil die Verhältnisse nicht so sind und es des-
halb auch kein anderes als das von Profitma-
ximierung bestimmte Wachstum geben wird, 
welches eben sozial und ökologisch zerstöre-
risch ist. Im Programm wird dennoch wieder-
holt der Begriff Wachstum mit verschiedenen 
schmückenden Attributen versehen. Sie sollen 
wohl die Fixiertheit der Politik der Partei auf 
Wirtschaftswachstum bei Ökologieverständi-
gen akzeptabel machen. Wirtschaftswachstum 
ist immer noch die Klammer, die alle politi-
schen Programme und Sehnsüchte der Partei-
en verbindet, denn alle wissen, dass die kapi-
talistische Gesellschaft bei ständigem Null- 
oder "Minuswachstum“ nicht funktioniert. Die 
PDS müsste ein neues Wirtschaftssystem vor-
schlagen, wozu sie sich nach dem offensichtli-
chen Versagen der Planwirtschaft nicht in der 
Lage sieht. Hinzu kommt, dass die Masse der 
Bevölkerung trotz gegenläufiger Erfahrungen 
leider immer noch an das Märchen glaubt, 
Wirtschaftswachstum beschere allen ein rei-
cheres und glücklicheres Leben. 
Eine schwierige Situation für jede Partei, den 
Menschen etwas anderes, sprich Unange-
nehmes zu sagen. Noch dazu für die PDS, die 
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sich natürlich völlig zu Recht den Kampf für die 
sozial Benachteiligten auf ihre Fahnen ge-
schrieben hat. Z. B. zu sagen, dass unser ma-
terieller Verbrauch, wenn wir denn auch 
Gleichberechtigung für alle Völker wollen, die 
Möglichkeiten der Natur übersteigt, was wir 
immer stärker zu spüren bekommen werden. 
Deshalb muss das Wachstumsmärchen immer 
noch mitbedient werden, woraus sich eben die 
inneren Widersprüche des Programms erge-
ben. Dafür nur noch ein letzter Beleg: Im Um-
weltteil des Programms heißt es z. B.: Not-
wendig ist "auch die Abkehr von der Vorstel-
lung, selbst oberhalb eines bestimmten 
Wohlstandes, den Verbrauch immer weiter 
steigern zu können“. Vor diesem richtigen Satz 
wird aber gesagt: "Die Lösung der sozialen 
Frage ist zur Bedingung der Lösung der ökolo-
gischen Frage geworden“. Für die Ohren von 
DDR-Bürgern klingt das sehr vertraut. In einem 
Vorschlag der Ökologischen Plattform zu die-
sem Problem wurde der sozialen Frage keine 
Priorität mehr eingeräumt, sondern auf die 
Gleichwertigkeit der Lösung beider Fragen 
Wert gelegt. Wenn wir also vor der ökologi-

schen erst die soziale Frage lösen wollen, 
dann darf doch wohl gefragt werden, wann 
denn unter den herrschenden Bedingungen 
des rasanten Sozialabbaus diese Frage gelöst 
sein wird? Und fällt uns dazu wirklich nichts 
anderes ein, als dem kapitalistisch bestimmten 
Mainstream zu folgen und die Melodie des 
Wirtschaftswachstums, nur mit geringfügigen 
Variationen, mitzusingen? 
Voraussetzung für eine Politik der PDS, "die 
die Grenzen traditioneller ökologischer Repa-
raturpolitik überwindet und auf einen prinzipiel-
len Umbau der Gesellschaft zielt“, wie weiter 
oben erklärt wird, ist die Erkenntnis: Der Weg 
dorthin ist nicht der der kapitalistischen Markt-
wirtschaft, die ohne Wachstum nicht funktio-
niert und mit der es deshalb auch keine nach-
haltige Entwicklung geben kann. Wir dürfen 
uns deshalb mit unseren ökonomischen und 
sozialen  Programmteilen auch nicht auf die-
sen Pfad begeben. 
Nochmal: Das Programm bietet dennoch gute 
Ansätze für wirksame Ökologiepolitik der PDS 
und wir sollten und wollen sie dabei unterstüt-
zen und auch weiterhin fordern. 

 
 
 

Gesundheitsgefahr durch Mobil-
funkantennen
 
Götz Brandt 

Mobilfunk in Deutschland 

In Deutschland telefonieren bereits über 17 
Millionen Menschen mobil. Die Anzahl der Mo-
bilfunkantennen ist bereits auf über 50000 
Stück angewachsen (D-Netz, E-Netz) .Mit dem 
Ausbau des UMTS-Netzes werden weitere 
80-100000 Sender installiert. Die 6 konkurrie-
renden Unternehmen der Mobilfunkbranche 
wollen jeder ein eigenes enges Sendernetz 
aufbauen - eine im Kapitalismus übliche Ver-
schwendung von Ressourcen. In den Städten 
sind Zellengrößen von 100-200 m Durchmes-
ser und auf dem Lande von 500–1000 m üb-
lich. Haus– und Grundstückseigentümer erhal-
ten für eine Sendeantenne auf ihrem Haus 
oder Grundstück monatlich 250–750 €. 
 
 

Mobilfunktechnik 

Elektromagnetische Wellen werden kabellos 
zum Zwecke der Datenübermittlung ausge-
sendet, wobei elektrische und magnetische 
Felder zu einer elektromagnetischen Welle 
verschmelzen. Diese Strahlung wird wegen ih-

rer großen Reichweite und schnellen Ausbrei-
tung vor allem vom Mobilfunk, aber auch vom 
Radio, Fernsehen, Radar, Richtfunk, schnurlo-
sen Telefonanlagen, Babyphonen, Mikrowellen 
usw. genutzt. 
Gemessen werden diese Wellen bei der elekt-
rischen Feldstärke in Volt pro Meter (Vm-1), bei 
der magnetischen Feldstärke in Ampere pro 
Meter (Am-1) und bei der aus beiden Parame-
tern resultierenden Leistungsflussdichte in 
Watt pro Quadratmetern (Wm-2). 
Wird auf einer Antenne eine hin- und her-
schwingende Ladung erzeugt - wie beim D- 
und E-Netz - dann ändert sich die magnetische 
Feldstärke im Takt der Schwingung. Eine 
Schwingung pro Sekunde ist ein Hertz (Hz), 
eine Milliarde Schwingungen pro Sekunde ein 
Gigahertz (GHz). Beim gepulsten (schwingen-
den). Mobilfunk reicht das elektromagnetische 
Spektrum von 0,9 bis 1.9 GHz. 
Im Unterschied zu den analogen Sendern von 
Radio und Fernsehen sowie dem 
C-Mobilfunknetz ist der digitale GSM-Standard 
niederfrequent gepulst. Das Signal beim Han-
dy und bei der Sendebasisstation wird viele 
hundertmal in der Sekunde ein- und ausge-
schaltet. Deshalb spricht man von der gepuls-
ten Digitaltechnik. 
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Die niederfrequente Pulsung hat eine wesent-
lich stärkere biologische Wirkung auf Mensch 
und Tier als die analogen Wellen. In den USA 
und in der UdSSR hat man das schon vor 
30-40 Jahren herausgefunden (Militärfor-
schung). Deshalb wurde in den USA die weni-
ger gefährliche CDMA-Technik entwickelt, wel-
che mit ungepulsten rauschähnlichen Analog-
signalen arbeitet. Aus patentrechtlichen Grün-
den - zu hohe Lizenzgebühren - wird diese 
Technik in Europa nicht genutzt. 

Gesundheitliche Auswirkungen durch Mo-
bilfunk-Sendeanlagen 

Hier wird der Begriff Elektrosmog angewendet, 
der die Verunreinigung der menschlichen Um-
gebung mit elektromagnetischer Strahlung 
zum Ausdruck bringt. Elektrosmog geht durch 
Fenster und Türen, Dach und Wand oder wird 
im Haus selbst erzeugt. Allerdings bringen 
Leicht– und Schwerbeton, beschichtetes Wär-
medämmglas und Aluminiumfolie eine gute 
Schutzwirkung. 
Im sogenannten Resonanzbereich, wo die 
Körpergröße mit der Wellenlänge überein-
stimmt, ist die aufgenommene Strahlungs-
energie am größten. Erwachsene werden vor 
allem von den weniger gefährlichen Fernseh- 
und UKW-Wellen getroffen, Kinder mehr durch 
die gefährlichen Mobilfunkwellen. Etwa 8 % 
der Menschen sind elektrosensibel und haben 
bereits bei 0,02 Nanowatt pro Quadratzentime-
ter Strahlung Befindlichkeitsstörungen (nano = 
der milliardste Teil). Ein E/H- Feldmessgerät , 
mit dem man in der eigenen Wohnung die 
Strahlenbelastung feststellen kann, gibt es 
schon für 149 €. 
Wissenschaftliche Untersuchungen, die von 
den Mobilfunkbetreibern verschwiegen oder 
angezweifelt werden, haben ergeben, dass be-
reits bei einer Strahlung von nur 1 Nanowatt 
pro Quadratzentimeter Leistungsdichte - über 
eine längere Zeit einwirkend - Menschen krank 
werden. 

Gesetzliche Grenzwerte 

Der gültige Grenzwert nach der Bundesimmis-
sionsschutzverordnung (BImSchV) für Mobil-
funkanlagen liegt zur Zeit bei 470000 Nano-
watt pro Quadratzentimeter bei 0,9 GHz Fre-
quenz (D-Netz). Dieser gesetzlich festgelegte 
Grenzwert basiert auf den thermischen Wir-
kungen der elektromagnetischen Wellen, ob 
sie das menschliche Gewebe, auf das sie tref-
fen, erwärmen. Dieser Grenzwert hat also nur 
Bedeutung für das Wartungspersonal in unmit-
telbarer Nähe des Senders, aber auch für 
Handybesitzer, die ihr Telefon ständig am Ohr 
haben. 

Hier drängt sich sofort die Frage auf, warum 
denn ein Grenzwert  von 470000 Nanowatt pro 
Quadratzentimeter festgelegt wurde, wo doch 
schon 1 nWcm-² krank machen kann. Die Er-
klärung liegt  eben darin, dass nur der thermi-
sche Effekt der elektromagnetischen Wellen 
berücksichtigt wurde und nicht der - bis dahin 
noch nicht erforschte - biologische Effekt, der 
wissenschaftlich schwierig nachzuweisen ist. 
Das elektromagnetische Wellen Gewebezellen 
erhitzen können, ist lange bekannt und leicht 
zu messen. Die technische Anwendung im 
Mikrowellenofen ist bekannt. Der thermische 
Grenzwert soll den Menschen vor Überhitzung 
schützen. Als gesundheitlich unbedenklich gilt, 
wenn die lokale Körpertemperatur bei 6 Minu-
ten Einwirkung der Strahlen nicht mehr als 
0,5 Kelvin erhöht wird. Diesen Effekt kann man 
am Ohr auch mit einer Pudelmütze erreichen. 
Aber das Innenohr und das Auge, wo das 
Handy wirkt, haben so gut wie keine Thermo-
regulation. Dort staut sich die Wärme. 
Wissenschaftler haben festgestellt, dass be-
reits der 10000ste Teil der zugelassenen 
Grenzwerte ausreicht, um krankmachende bio-
logische Effekte hervorzurufen: Schlafstörun-
gen, Konzentrationsschwäche, Herzrhythmus-
störungen, Ohrensausen, allergische Reaktio-
nen, vor allem bei Kindern ein verändertes 
Blutbild, Ausschüttung von Stresshormonen, 
erhöhte Gerinnungsneigung des Blutes, Öff-
nung der Blut-Hirnschranke, wodurch Gifte in 
das Gehirn gelangen können, Unruhezustän-
de, Nervosität, Depressionen, Gedächtnisstö-
rungen, Augenreizungen, grauer Star, erhöhter 
Blutdruck, Schwindel, Potenzstörungen, 
Fruchtbarkeitsstörungen, Immunschwäche, er-
höhtes Krebsrisiko. Alte Menschen und Kinder 
werden eher betroffen und leiden früher als 
gesunde junge Männer und Frauen. 
Schnurlose digitale Telefone in den Wohnun-
gen sind kleine gepulste Mobilsender, die un-
unterbrochen senden, auch wenn nicht telefo-
niert wird. Durch sie können die gleichen oben 
geschilderten gesundheitlichen Schäden auf-
treten, vor allem bei Kindern. 

Empfehlungen zum Schutz vor elektromag-
netischen Wellen 

Die WHO der UNO rät: 
• keine Mobilfunkanlagen in der Nähe von 

Schulen, Kindergärten, Krankenhäusern, 
Seniorenheimen und ähnlichen Einrichtun-
gen 

• kein Handygebrauch im Auto ohne Au-
ßenantenne und Freisprechanlage 

• keine Drahtlostelefone in Wohnungen. 
Das Bundesamt für Strahlenschutz rät: 
• Besser das Festnetz nutzen als das Han-

dy. 
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• Mit dem Handy nur kurz telefonieren. 
• Eine Außenantenne am Auto ist notwen-

dig. 
• Freisprechanlagen nutzen, um den Ab-

stand Kopf zu Antenne zu vergrößern 
• SMS nutzen, damit das Handy nicht an 

den Kopf kommt. 
• Kinder sollen kein Handy bekommen. 

Baugenehmigung für Antennen 

Bisher dürfen in Gewerbegebieten Sendemas-
ten bis zu einer Höhe von 12 m (in den einzel-
nen Ländern abweichend) ohne Baugenehmi-
gung errichtet werden. Die Mobilfunkbetreiber 
legen diese Festsetzung so aus, dass meist 
nur die Antennenhöhe und nicht die Höhe von 
Gebäude plus Antenne gerechnet wird. Das 
Gesetz ist nicht eindeutig. 

Ein Baugenehmigungsverfahren ist aber 
grundsätzlich notwendig, wenn eine Sendean-
lage als gewerbliche Einrichtung in einem rei-
nen oder allgemeinen Wohngebiet oder in ei-
nem Siedlungsgebiet errichtet werden soll. Um 
Ärger mit den Bürgern zu vermeiden, haben 
Mobilfunkbetreiber auch schon ihre Antennen 
in Attrappen versteckt, wie Litfasssäulen, 
Skulpturen auf Gebäuden usw. 
Nach §35 BauGB, Abs. 1, Ziffer 3 sind Vorha-
ben der Telekommunikationsdienstleistungen 
im Außenbereich zulässig. Im  §34 Abs. 1 
Satz 2 ist festgelegt, dass die Anforderungen 
an gesunde Arbeits- und –Lebensbedingungen 
gewahrt werden müssen. Auf diese gesetzli-
chen Grundlagen wird deshalb hingewiesen, 
weil sich Bürger gegen Mobilfunkantennen ge-
genwärtig nur über das Baurecht wehren kön-
nen. 

 
 
 

Diskussion 
 
 

Brief von Marko Ferst an den Rund-
funk Berlin Brandenburg zur Sen-
dung "Ozon" 
 
 
Ökologische Plattform bei der PDS 
Kleine Alexanderstr. 28 
10178 Berlin 
 
 
 
RBB 
Intendantin Frau Dagmar Reim 
RBB-Programmausschuß + Rundfunkrat 
Masurenallee 8-14 
 
14057 Berlin 
 
Sehr geehrte Frau Reim, 
sehr geehrte Mitglieder des RBB-Programmausschusses und des RBB-Rundfunkrates Berlin und 
Brandenburg, 
 
wie in der Presse zu erfahren war, aber auch durch zahlreiche Stellungnahmen aus Umweltorganisa-
tionen, beabsichtigt der RBB die Umweltsendung "Ozon“ auszumustern. Nur einzelne Umweltbeiträge 
sollen noch (vorläufig?) in einer anderen Reihe untergebracht werden. Die Sendung "Globus“ in der 
ARD ist ein eindrucksvolles Beispiel dafür, wie viel Ökologie dann übrigbleiben dürfte. Laut einer Stu-
die, die vor etwa zwei Jahren erschien, wurden ungefähr zwei Drittel aller Umweltsendezeiten in Fern-
sehen und Rundfunk bis dahin weggespart. Mit "Ozon“ würde wohl eine der profiliertesten Sendungen 
vom  Sender gehen. 
 
Wir fordern Sie nachdrücklich auf, diese Umweltsendung zu erhalten. Just in Zeiten, wo es darauf an-
käme, mehr Umweltbewusstsein zu schaffen, weil die Zerstörung der ökologischen Gleichgewichte 
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immer unkorrigierbarer voranschreitet, da kommt man bei der RBB-Programmgestaltung auf die Idee, 
Ökologie ist ein Randthema, das ist nicht so wichtig, da können wir sparen. Offenbar hat man nicht 
mitbekommen, dass 2002 sich ein absolut extremes Jahrhunderthochwasser der Elbe Bahn gerissen 
hat, schon 1997 eines der Oder, und dass sich solche Ereignisse inzwischen sehr häufen. Über den 
ganzen Globus verteilt, melden uns die Frühwarnsysteme der Natur, wir destabilisieren die Klima-
gleichgewichte. Man kann das Auftauen von Permafrostboden und damit verbunden den Zusammen-
bruch von Mooren beobachten, erhebliche Teile der Gebirgsgletscher sind bereits abgetaut, auch 
großflächiges Absterben von Korallenriffen kann gesichtet werden, weil Meerestemperaturen steigen 
und vieles andere. Am Ende des 21. Jahrhunderts könnte ein Klima stehen, wo menschliche Existenz 
nur noch unter elendigen Bedingungen möglich ist und Millionen Menschen zusätzlich sterben, weil 
ihnen der Klimawandel die Nahrungsgrundlage raubt. 
 
Bei solch einer zivilisatorischen Abrutschgefahr, aber auch vielen anderen Umweltsorgen, ist es wohl 
ganz das falsche Signal, die Umweltsendung "Ozon“ einzustellen. Vielmehr könnte man sich vorstel-
len, dass die ARD endlich auch im Hauptprogramm ein vernünftiges und professionell gemachtes 
Umweltmagazin sendet. Warum sollten nicht 45 Minuten "Ozon“ einmal im Monat mit bundesweiten 
Themen auf Sendung gehen im ersten deutschen Fernsehen? Als Ökologische Plattform bei der PDS 
würden wir ein solches Sendeformat sehr begrüßen. Außerdem dürfen wir Ihnen übermitteln, dass der 
Umweltminister des Landes Mecklenburg-Vorpommern Wolfgang Methling  sich ebenso nachdrücklich 
für den Erhalt der Umweltsendung "Ozon“ ausspricht. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Koordinierungsrat 
der Ökologischen Plattform 
bei der PDS 
 

 

Erwiderung des RBB 
 
RUNDFUNK BERLIN-BRANDENBURG 
RBB MARLENE-DIETRICH-ALLEE20 14482 POTSDAM 
 
 
Herrn 
Marko Ferst 
Ökologische Plattform 
bei der PDS 
Kleine Alexanderstr. 28 
10178 Berlin 
 
 
 
 
Fernsehdirektor Telefon 0331 731 36 30 
19. Dezember 2003/js Telefax 0331 731 36 33 
 E-Mail Fernsehdirektion@rbb-online.de 
 
 
"OZON" 
 
 
Sehr geehrter Herr Ferst, 
vielen Dank für Ihr reges Interesse an unserem Umweltmagazin "OZON". 
 
In der Phase der Neustrukturierung des rbb-Fernsehprogramms haben wir sämtliche 
Sendungen des ehemaligen SFB und ORB auf den Prüfstand gestellt. Wir haben keine 
Sendung ausgelassen, auch nicht "OZON". Es galt zu klären, in welchem publizistschen 
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Zusammenhang "OZON" zu unserem neuen Wissenschaftsangebot steht. Nun haben wir 
uns entschlossen, das Markenzeichen etwa achtmal pro Jahr unter dem traditionellen 
Namen auszustrahlen. Der Inhalt von Ozon wird überarbeitet und zeitgemäß präsentiert 
werden. In etwa zwölf Monaten wollen wir den Erfolg dieser Entscheidung überprüfen 
und bewerten, ob die Zuschauerinnen und Zuschauer unsere Magazine im erhofften Ma- 
ße einschalten. Es wird also kein "OZON-Loch" im rbb geben. 
 
 
Mit bestem Gruß 

 
 
Gabriel Heim 
 
 
 

Termine
 
 
25.3.2004 
Umweltpolitik als Instrument ziviler Krisenprä-
vention 
Rosa-Luxemburg-Stiftung 
Franz-Mehring-Platz 1 
10243 Berlin 
Information: Tel. (030)44310-140 
 
 
25.-27.5.2004 
Das Solarzentrum - Demonstrationsobjekte vor 
Ort erlebt. 
Seminar über den Einsatz erneuerbarer Ener-
gien 
Rosa-Luxemburg-Stiftung/Solarinitiative Meck-
lenburg-Vorpommern 
Haus 11 
23966 Wietow 
Information: Tel. (03841)780409 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Letzte Erkenntnisse: 
 
Indem die Natur den Menschen zuließ, hat sie ein 
Attentat auf sich selbst begangen. 

Emile M. Cioran 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
     Zwei Dinge sind unendlich: das Universum und 

die menschliche Dummheit, aber bei dem 
Universum bin ich mir noch nicht ganz sicher. 
  Albert Einstein 
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